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Welt- Generalſtreik am 21. Juli.
Bern, den 14. Juli. (W. T. B.) Laut Avanti haben die

Reformſozialiſten die Teilnahme an dem Ausſtand am 20.
und 21. J n li beſchleſſen, ebenſo der kakholiſche Gewerkſchafts-
bund, der nach Angabe ſeines Sekretariats 559 090 Mitglieder
zählt, und der katholiſche Eiſenbahnerverband. Der Ausſtand ſoll
eine Proteſtkundgebung der Maſſen gegen den Verſagſller Frieden
ſein. Auch die Poſt-, Telegraphen- und Telephongn geſtellten wer
den teilnehmen Secols wendet ſich ſcharf dagegen und wirft ihnen
Pflichtvergeſſenheit vor. Er erklärt, daß die ganze Bewegung auf
einen revolutionären Ausſtand hinauslaufe.

Bern, 14. Juli. Die in Rom tagende ſozialiſtiſche
Parteileitung hat zum 7. bis 10. September einen all
gemeinen Parteitag nach Bologna einberufen, die von
Amſterdam ausgehende Einladung zum Jnternationalen Sozia-
Iiſtenkongreß in Luzern am 1. Auguſt aber abgelehnt, das Amſter
damer Reformprogramm verworſen und dem bereits im Februar
in Mailand beſchloſſenen Beitritt zur dritten Jnter-
nationale zugeſtimmt.

Rotterdamm, 14. Juli. (W. T. B.) Laut Nieuwe Rotter-
damſche Courant hat die engliſche Arbeiterpartei end-
gültig beſchloſſen, am 21. und 22. Juli eine zweitägige Pro-
teſtkund gebung gegen die Verwendung engliſcher Truppen
nach Rußland abzuhalten.

Kopenhagen, 14. Juli. Wie die Zeitung Socialdemokraten
in Chriſtiania miteilt, wird in Norwegen gzu 21. Juli der
Generalſtreik erklärt werden.

Kundgebung der öſterreichiſchen Arbeiter.
Wien, 13. Juli. Ein Aufruf des Meichsvollzugsausſchuſſes

der Arbeiterräte Deutſch- Oeſterreichs in der Arbeiterzeitung weiſt
auf die kraftvolle Kundgebung von Proletariern der Entente
länder G den Jmperialiomus und gegen das ge-
vlante Eingreifen der Entente in Rußland und Ungarn hin und
ruft das Proletariat zur Bekämpfung des Jmperiglis-
mus und der Gegenrevolution ſowie zur Erringung der
ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung auf, und zwar zunächſt zu einer

internationaler Solidarität und brüderlicher
efühle durch Maſſenverſammlungen und Straßen

umzüge a S lener 20. Juli, in ganz DeutſchOeſterreich. Der Wiener Kreisarbeiterrat hat eine ſolche
Kundgebung in Wien für den 20. Juli vormittags entſprechend der
letzten Maiſeier beſchloſſen.

Engliſcher Proteſt gegen den Gewaltfrieden.
Bern, 14. Jull. (W. T. B.) Das Zentralkomitee für die

Wiederaufnahme der internationalen Beziehungen, eine Zweig-
organiſation der Union of democratie control in Lon-
don, erläßt einen öffentlichen Proteſt gegen den Frie-
den, den Deutſchland gezwungenerweiſe unterzeichnen mußte.
Jn dem Aufruf heißt es: Wir erklären feierlichſt, daß unſer Ge-
wiſſen ſich kategoriſch weigert, dieſem Vertrag irgendwelche mora-
liſche Gültigkeit zuzuerkennen und daß wir es, als unſere Haupt-
qufgabe betrachten, dieſen Vertrag durch einen Frieden zu erſetzen,
der den Wünſchen und Jdealen der Völker entſpricht.

Die franz. Sozialiſten zum „Friedens“vertrage.
Verſailles, 14. Juli. (W. T. V.) Der Nationalrat

der ſozialiſtiſchen Partei Frankreichs hat in der
rer Sitzung die Beſprechung des Friedensver-
rages begonnen.
Laudier empfahl, gegenüber dem Friedensvertrag eine

Stellung einzunehmen, die zwiſchen den verſchiedenen Anſichten
vermitteln könne. Namens der Sozialdemokraten im Ober-Elſaß
verlas Grumbach eine Entſchließung, die den Friedensvertrag
von Verſailles als im Widerſpruch mit Wilſons Pro-
gramm ſtehend bezeichnet und erklärt, der Vertrag ſei in ge-
heimen Veratungen, über die die öffentliche Meinung nicht unter-
richtet worden ſei, aufgeſtellt worden. In Frankreich ſei der Ver-
trag, nachdem er in Deutſchland längſt bekannt geworden war,
ſogar vor dem Parlament geheim gehalten worden. Er verſtoße
gegen die von dem Jnternationalen Sogzialiſten- Kongreß in Bern
im Februar 1919 aufgeſtellten Bedingungen. Aus dieſen Gründen
verlangten die Sozialdemokraten im Ober-Elſaß, daß die
r r Kammerfraktion dem Vertrag ihreuſtimmung verſage. Grumbach ging alsdann zu einer
ſcharfen Kritik der Art über, wie durch die Militärverwal-
tung im SElſaß regiert werde. Ein derartiges Regime

Kundgebun

müſſe aufgehoben werden. Die elſaß-lothringiſchen Sozialiſten
hätten ſich bis jetzt eine gewiſſe Zurückhaltung auferlegt, von nun hatten einen
ab aber ſeien ſie entſchloſſen, gegen alle derartigen Uebergriffe
kräftig vorzugehen, unter denen die am ſchlimmſten ſeien, die ſich
Millerand erlaube, der jeden Elkſäſſer, der nach ſeiner Anſicht ein
Element der Veunruhigung geworden ſei, ſofort vor ein Kriegs
gericht ſtellen wolle.

Dreyfuß ſchloß ſich Grumbachs Erklärungen namens der
Sozialiſten m Unter-Eiſaß an; auch er proteſtierte gegen das
verabſcheuungswürdige Regime, das den Slſäſſern durch dieMilitärbehörden uſgegwungen werde. Bedouce (Toulouſe)

kritiſierte den Friedensvertrag in längeren Ausführungen, nament-
lich die wirtſchaftlichen und finangiellen Klauſeln. Deutſchland
ſei nicht in der Lage, die von ihm geforderte Entſchädigungsſumme
zu bezahlen.

Sembat vertrat den gleichen Standpunkt. Nach ſeiner An-
ſicht ſei der Friedensvertrag geeignet, Deutſchland in die Arme
Rußlands zu treiben. Das Schlimmſte ſei die Polenfrage. Man
habe Polen gebildet als Schutzwall gegen Deutſchland aber es
werde ein Vollwerk europäiſcher Reallien werdenz da liege auch
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der Zündſtoff für den nächſten Krieg. Der Völkerbund verbürge
zwar den Frieden nicht endgültig, bedeute aber trotzdem einen
Fortſchritt.

Renaudel erklärte, auch er ſei für eine Reviſion des Ver
trages, aber nicht für eine Reviſion durch Revolution, ſondern
durch ein weniger gefährliches Verfahren. Die Erklärung Her-
mann Müllers, daß Abmachungen loyal gehalten werden müſſen,
fand ſeinen Beifall, dadurch könne die Friedensfrage nur ge-
winnen.

Paul Faure ſprach gegen Stimmenthaltung. Er nannte
den Frieden einen illuſoriſchen Militarismus, der heute bei Be-
ſiegten und Siegern gleich mächtig ſei, denn kein Volk ſei befreit
worden. Faure fuhr fort, in dem Augenblick, in dem Deutſch-
land, Oeſterreich und andere Völker ſich dem ſozialiſtiſchen Jdeal
zuwendeten, dürften die franzöſiſchen Sozialiſten nicht vor einer
klaren Stellungnahme zurückſchrecken. Die Ausſprache wurde hier-
auf auf Montag vormittag vertagt.

Franzöſiſche Soldaten meutern.
Wie italieniſche Zeitungen erfahren, ſind in einer großen An

zahl franzöſiſcher Küſte norte, nämlich in Toulon,
Marſeille, Vreſt und Bordeaux, ſchwere Meute-
reien von Landiruppen und von NMatroſen gausge-
brochen. Ueber die genannten Orte iſt der Belagerungs-

zuſtand verhängt worden.
Erntente- Krieg gegen Angarn

Mailand, 14. Juli. Der Pariſer Korreſpondent des Corriere
della Sern meldet: Der Oberſte Rat der Alliierten behandelte in
einer Sitzung die Frage eines Krieges gegen die vol
chewiſtiſche ungariſche Regierung. Die tſchecho
lowakiſchen, rumäniſchen und jugoſlawiſchen Vertreter wurden

aufgefordert, anzugeben, über wieviel Kräfte ſie verfügen, und
welche Unterſtützung mit Kriegsmaterial ſie haben
müßten, um mit Erfolg den Kampf gegen Ungarn zu führen.
Nach dem Berichterſtatter ſcheint das Ergebnis der Beſprechung zu
ſein, daß etwa 200 000 Mann nötig ſind. Da der Oberſte Rat nicht
ſchlüſſig werden konnte, iſt die endgültige Entſcheidung um acht
m verſchoben.

an anderer Seite wird hierzu noch gemeldet, daß ſich einem
etwaigen Vorgehen der Entente gegen Ungarn bedeutende Schwie-
rigkeiten in den Weg ſtellen würden, da ein großer Teil der fran-
zöſiſchen Truppen in Ungarn gemeutert und ſich mit den
ungariſchen Roten Garden verbrüdert hätte.

Zur Heimkehr der Kriegsgefangenen.
Weimar, 14. Juli. (W. T. B.) Ueber die Vorbereitungen

für die Riükkehr der deutſchen Kriegsgefangenen führte der regie-
rungsſozialiſtiſche Abgeordnete Stücklen in einem längeren
Vortrage u. a. folgendes aus

Rücktransporte von deutſchen Kriegsgefangenen haben bisher
abgeſehen von einem kleinen Transport der im Saargebiet behei-
mateten, nicht ſtattgefunden. Frankreich hat 840 000, En g-
land 195 000 und Amerika 50000 deutſche Kriegsgefangene.
Jn Sibirien ſind 20000 Kriegs- und 30 000 Zivilgefangene.
Die ſchlimmſte Bebandlungz iſt den deutſchen Kriegsgefangenen
von den Franzoſen zuteil geworden, im übrigen ſind die Klagen
gering. Durch private Opferwilligkeit ſind bisher 10 Millionen
Mark Spenden eingekonmen. 150 Millionen hat die Reichs-
regierung zunächſt zur Verfügung geſtellt. Jeder Gefangene ſoll
bei Bedürftigkeit bei der Heimkehr eine Veihilfe von 300 Mk.
bekommen, ausgenommen die Ueberläufer. Dieſe Beihilfe kann
in beſonders gearteten Fällen bis auf 600 Mk. erhöht werden, wenn
die Gemeinde 150 Mk. zuſchießt.
ſerner jeder Gefangene eine Abfindungsſumme von 50 Mk. und
die Gebührniſſe für acht Wochen erhalten.
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Am Sonntag ſind bereits die erſten Transporte deutſcher Ge

e und den B
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Der Schacher um die Schule.
Wie aus Weimar gemeldet wird, iſt die Kriſe, die über die

Frage der Grundrechte und Grundpflichten der Denkſchen zwiſchen
Zentrum und Rechtsſozialiſten entſtanden war, vollkommen ge
löſt. Die rechtsſozialiſtiſche Fraktion hat ihren Genoſſen
Quarck, der in der Nationalverſammlung am vergangenen
Freitag ſich energiſch gegen die alle Schul und Kirchenwünſche des
Zentrums erfüllenden Grundrechte güvanbt und Vertagung der
Beratung über dieſe Beſtimmungen gefordert hatte, nunmehr
völlig des avouiert und hat erklärt, die Beratungen
über den zweiten Teil der Verfaſſung fort ſehen und die darin
berührten Schul fragen auf Grund des bereits vorbereiteten
„Kompromiſſes“ erledigen zu wollen.

Jn bürgerlichen Meldungen wird es ſo dargeſtellt, als ob bei
dem erbärmlichen Kuhhandel um die Schulfragen das Zen-
trum „einige Pflöcke“ habe „zurückſtecken“ müſſen. Jn der Tat
iſt es aber ſo, daß die Regierungsſozialiſten die Grundſätze
des Erfurter Programms, auf das ſie ja bei jeder
paſſenden und unpaſſenden Gelegenheit pochen, ſchlankweg preis-
gegeben und an die Zentrums-Blockbrüder verſchachert haben.
Der famoſe „Kompromiß“ mit dem ſie den auseinanderfallenden
ſchwarz-roſaroten Regierungsblock wieder notdürftig zuſammen
geleimt haben, iſt ein elendes Pfuſchwerk, das ganz auf die beſon
deren Intereſſen der Zentrumspartei zurechtgeſchnlitten iſt. Der
Kompromiß dreht ſich im weſenllichen um die Artikel 143 dis 146
des Verfaſſungsentwurfes. Der S 143 beſtiminte in ſeiner ur-
ſprünglichen Faſſung im zweiten Abſatz: „Ob und wieweit dei des
Gliederung der Volksſchulen Kinder des gleichen Be
kennt niſſes auf Antrag der Erziehungsberechtigten vereinigt
werden können, beſtimmt die Geſetzgebung.“ Jn der neuen
Faſſung wird beſtimmt: „Ob die Schulen innerhalb der Gemeig-
den für alle Bekenntniſſe gemeinſam oder nach Bekenntiniſſen ge-
trennt oder bekenntnisfrei (weltlich) ſein ſollen, entſcheidet der
Bill der Erziehungsberechtigten, ſoweit dieſe
mit einem geregelten Schulbetrieb zu vereinbaren iſt. Das nähere
beſtimmt ein baldigſt zu erlaſſendes Reichsgeſetz. Vis zum Erlaß
des Geſetzes bleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften.“ Fr
Abſatz 8 hieß es bisher in dem gleichen Artikel: „Für den Zugang
Unbemittelter zu den mittleren und höheren Schulen ſind
öffentliche Mittel bereitzuſtellen. Der Abſatz hat jetzt folgende
Faſſung erhalten: „Für den Zugang Minderbemittelter
zu den mittleren und höheren Schulen ſind durch das Reich, die
Länder und die Gemeinden öffentliche Mittel bereitzuſtellen, ins
beſondere Erziehungsbeihilfen für Eltern von Kindern, die zur
Ausbildung auf mittleren und höheren Schulen für geeignt er
achtet werden, bis zur Beendigung der Ausbildung.“ Die Bedeu-
tung dieſer Aenderung liegt darin, daß jetzt dieſe Vergünſtigung
auch für Minderbemittelte vorgeſehen iſt, während der Entwurf
nur Unbemittelte vorſah.

Artikel 144 enthält die Beſtimmungen über die Privat
ſchulen. Jn ihm hieß es bieher: „Die Errichtung von Privat

ſchulen iſt zuläſſig. Sie bedarf der Genehmigung des Staates
Privatſchulen unterſtehen den Landesgeſetzen. Privatſchulen ſind

nur zuzulaſſen, wenn ſie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den
öffentlichen Schulen zurückſtehen.“ Jn dieſem Artikel wird jetzt
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unter weſentlichen Einſchränkungen der Zentrumsforderungen be
ſtimmt: „Private Schulen als Erſatz für öffentliche Schulen be-Bei der Entlaſſung ſoll t 8dürfen der Genehmigung durch den Staat und unterſtehen den
Landesgeſetzen. Die Genehmigung iſt zu erteilen. wenn die Privat
ſchulen in ihrem Lehrbetrieb und ihren Einrichtungen ſowie in der
Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen
zurückſtehen und im Falle der Erhöhung von Schulgeld durch Ab-

fangener aus der Türkei im Rheinland und in Weſtfalen, wo ſtufung auch Minderbemittelten ihr Beſuch zugänglich ge
die meiſten von ihnen beheimatet ſind, eingetroffen. Für die näch macht wird. Private Volksſchulen ſind nur zuläſſig, wenn
ſten Tage wird bereits die Ankunft größerer Transports aus
England und Frankreich erwartet.

Der Verkcehrsſtreik in Berlin
geht ſeinem Ende zu. Wenn die letzten Meldungen zutreffen,
hat ein Teil der Angeſtellten der Hoch- und Straßenbahn die
Arbeit inzwiſchen wieder aufgenommen. Nach der Freiheit war in
Ausſicht genommen, daß am
Abſtimmungen über die vorgeſchlagenen Vereinbarungen ſtatt
inden ſollten. Dieſe Abſicht iſt aber in Frage geſtellt durch denKern der Verſammlungen der Straßenbahner. Jn dieſen Ver-

ſammnlungen kam große Mißſtimmung über die minimalen Ver-einbarungen zum Raeerug, und die Leiter und Berichterſtatter
Juweren Stand. Die Verſammelten wollten nichts

wiſſen von einer Beendigung des Streiks unter den vorgeſchla-
genen Bedingungen.

Demgegenüber meldet W. T. B. unterm 14. Juli: In den heuteabend e kgeharten Verſammlungen der Angeſtellten der Großen

Berliner Straßenbahn wurde beſchloſſen, die Arbeit morgen
wieder aufzunehmen.

Was ſchließlich den Ausſchlag zur Wiederaufnahme der Arbeit

für eine Minderheit von Erziechungsberechtigten, deren Wille nach
Artikel 143 Abſatz 2 zu berückſichtigen iſt, eine öffentliche
Volksſchule ihres Vekenntniſſes in der Gemeinde nicht be
ſteht. Privatvorſchulen ſind unzuläſſig.“

Die wichtigſten Beſtimmungen finden ſich in dem Artikel über

dontag auf allen Vahnhöfen geheime bisher:
der Schulen, mit Ausnahme
Schulen.“

gegeben hat, darüber wird Räheres noch nicht mitgeteilt. Sicher
aber haben ſich die Straßenbahner nicht einſchüchtern laſſen durch
ein ſogenanntes „ultimat u m“, das der Unternehmerverbandin ſolgender Form losgelaſſen hat: Er läßt den Transport-
arbeiterverband „wiſſen“, daß er ſich an das Abkommen nur dbalten
werde, wenn bis Montag (geftern) ſeitens der Arbeitnehmer ein
entſprechender Entſchluß zuſtande komme. Ein ablebnender
Beſchluß und weiteres Hinausſchieben der Angelegenheit würde
zu ſehr einſchneidenden Maßnahmen für die Strefken
den führen müſſen. Wenn bis Donnerstag die Arbeit nicht wiede
aufgenommen werden würde, würden die Sireitenden ent
laſſen werden

Kunter

den Religionsunterricht. Hier hieß es in dem Abſatz 1
„Der Religionsunterricht iſt ordentlicher Lehrgegenſtand

der bekenntnisfreien (welillichen)
Die übrigen Sätze des erſten Abſatzes bleiben unver-

ändert. Jm Abſatz 2 hieß es: „Die Erteilung des Religionsunter-
richts und die Vornahme kirchlicher Handlungen bleibt der
Willenserklärung der Lehrer überlaſſen. Gegen den

Willen der Erziehungsberechtigten darf kein Schüler zum Beſuch
des Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirchlichen Feiern
und Handlungen gezwungen werden.“ Dieſer Abſatz hat jetzt
folgende Faſſung erhalten: „Die Erteilung religiöſen Unterrichts
und die Vornahme kirchlicher Verrichtungen bleibt der Willens-
erklärung der Lehrer, die Teilnahme an religiöſen Unterrichts
fächern und an kirchlichen Feiern und Handlungen der Willen s
erklärung der Erziehungsberechtigten überlaſſen

In der Praxis läuft dieſe Quackſalberei darauf hinaus, daß
in einzelnen Gegenden des Reiches in den Schulen Religions-
unterricht erteilt werden wird. und in anderen wieder nicht. Von
einer Einheit lichkeit des Schulweſens iſt da keine Rede
mehr, und an deſſen Stelle wird ein heilloſes Durcheinander und

t treten. Wer da weiß, welch tiefgehenden und ver
en Einfluß namentlich der katholiſche Klerus auf

die Lehrer und „Erziehungsberechtigten“ dort aus
bt, wo er derrſcht, dem iſt es ohne weiteres klar, daß das Zen-

tm einem „Konipromiß“ zuſtimmen konnte, der allen ſeinen
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brutalſten Reaktion, iſt den konſervativen alldeutſchen Kreiſen

rn der Fluch der ſpäteren Geſchlechter wird dem Garde-Wanetie Schibentorra ſicher ſei

Wünſchen gerecht wird und der m Grunde akkesfolsäßt, wie

a war. taber die Regierungsſogialiſten zu dieſem traurigen
Schachergeſchäft hergeben konnten, das iſt nur wieder ein neuer
Beweis dafür, daß ihnen die Grundſätze des Erfurter
Programms nurdas Aushängeſchild für eine Ware
rr ſie pet jeder ſich bietenden Gelegenheit ſkruyellos ver

achern

Prokeſtſtreik gegen die Noskeſsldner.
uli. (W. T. B.) Von den unabhängi-854 Sozlali und Kommuniſten wurde laut Hamburger

olkszeitung beſchloſſen, am 15. Juli in einen 24 udigen
Proteſtſireik einzutreten Begründet wurde der Beſchluß mit
einem angeblich außerordentlich herausfordernden Auf
treten der Reichstruppen durch die Einführung der
Prügelſt l in den Gefängniſſen und durch die Verhaftung
von Dürgerſchaftsmitgliedern.

Der Kampf um die Arbeiterräte.
Kouflikt in Württemberg.

Oer h Landtag hatte am 13. Junidieſes Jahres beſchloſſen, die Arbeiter und Bauernräte am
15. Juli aufzulöſen. Dieſer anmaßende h bürgerlichen

rief unter der Arbeiterſchaft gro rregung hervor,
i ich in zahlreichen r äußerte. Darauf-in brachten die Demokraten in der Finanzkommiſſion einen An-
trag ein, nach dem zwar die Arbeiter- und Bauernräte bis zur
Erlaſſung eines Reichsgeſetzes weiterbeſtehen ſollen, aber das
Kontrollrecht gegenüber den Gemeindeverwaltungen, abgeſehen
von der Mitwirkung bei Maßregeln auf dem Gebiete des Ernäb-
rungs- und Wohnungsweſens, aufgehoben wird.

Hierzu nahm nun eine Landesverſammlung der Ar-
beiter und Bauernräte am 7. Juli Stellung. Gegen-
über einer lahmen Reſolution der Rechtsſozialiſten wurde von den
U. S. P.- Vertretern eine Entſchließung vorgeſchlagen, in welcher
nach entſprechender Brandmorkung des reaktiorären Landtags,
deſſen ſfoſortige Auflöſung, ſowie die ſofortige Neuwahl der Ar-
beiter- und Bauernräte auf Grundlage des Betriebs- und Berufs
ſyſtems gefordert wird. Um die Annahme dieſer Reſolution zu
hintertreiben, ſtellten die Rechtsſozialiſten, nachdem erſt zwei
Diskuſſionsredner geſprochen hatten, einen Antrag auf Schluß der
Debatte, der mit 75 gegen 72 Stimmen angenommen wurde.

Rachdem ein weiterer Antrag unſerer Genoſſen, über die beiden
Reſolutionen geheim abzuſtimmen, mit 97 gegen 93 Stimmen ab-
elehnt worden war, verließen unſere Genoſſen das
'okal. Jn einem Aufruf an die U. S. P.-Arbeiterräte Württem-

bergs werden nun dieſelben von der Fraktion der U. S. P. des
Landesausſchuſſes der Arbeiter- und Bauernräte aufgefordert,
ihre Tätigkeit ſofort an allen Orten einzuſtellen.

Nach der Haltung der rechtsſozialiſtiſchen Arbeiter und Bauern-
räte ſei nicht daran zu zweifeln, daß der Landtag ſeinen Beſchluß
aufrechterhalte.

Die revolutionären Arbeiter müſſen es aber ablehnen, ſich unter
ſolchen Umſtänden noch länger in den Arbeiter und Bauernräten
zu betätigen. Jetzt gelte es, die Arbeitermaſſen zum Kampf
ſoelak en reaktionären Landtag und ſeine rechts-
ogialiſtiſchen Helſershelfer aufzurufen.

Deutſchnationale Volksvergiftung.
Die Deutſche Volkspartei berichtet mit beſonderem Stolze von

einer kurzen Anfrage ihres Abgeordneten Dr. Mittelmann
wegen der Ermordung des franzöſiſchen Sergeanten.
Für ihn gilt es als feſtſtehend, daß der Sergeant und die übrigen

angzöſiſchen Soldaten. die bei den Vorgängen bei ihm weilten,
die Menge durch verächtliches Gelächter und Verhöhnungen gereizt
und ſchließlich laut gerufen haben: „Wir ſind die Sieger, ihr ſeid
die Schweine.“ Dr. Mittelmann iſt einigermaßen empört dar-
über, daß die Frangoſen, „nachdem ſie,“ wie er ſagt, „in berechtig-

ter Abwehr n ſofort von den Umſſehenden zurRechenſchaft gezogen“, zu ihrer eigenen Sicherheit in Schutzhaſft
gebracht wurden. Er fragt daher an:

„1. Was iſt in dieſem Falle unter „Schutzhaft zur eigenen
Sicherheit“ zu verſtehen; 2. beabſichtigt die Regierung die Be
ſtrefung für dieſe frechen Beſchimpfungen des deutſchen Volkes
ſelbſt zu übernehmen? 8. Welche Vorſichtsmaßregeln beab-
ſichtigt die Reichsregierung zu treffen, um eine Wiederholung
derartiger Unverſchämtheiten in Zukunft zü verhindern?“

Dem ſei nur kurz gegenübergeſtellt, daß nicht nur die ihrer
offenen und ſcharfen Kritik wegen ſo gern verläſterte Freiheit,
wenn dieſe auch zuerſt mit Entſchloſſenheit dem offiziöſen Lügen-
bericht entgegentrat, ſondern nachträglich auch andere Blätter auf
übereinſtimmende Bekundungen zahlreicher Augenzeugen hin-
weiſen, die alle nicht gehört und geſehen haben, daß die Soldaten
Leute beläſtigten, vielmehr hatten mehrere Hitzköpfe ſofort gegen
die franzöſiſchen Soldaten eine drohende Haltung eingenommen.
„Zeugen, die das Gegenteil bekunden, haben ſich
bisher nicht gemeldet,“ bemerkt das Berliner Tageblatt.
Den alldeutſchen Volksvergiftern iſt der Vorfall wieder einmal ein
vollkommener Anlaß, den Verſuch zur erneuten Aufwühlung
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Das „Reichsnotopfer“..
So nennt die Regierung bekanntlich die „große“ Vermögens

abgabe. Wir haben geſtern aus dem von W. T. B. veröffentlichten

Hauptſtück des r m r einen kurzenweſentlichen Auszug wiedergegeden. Wir ergänzen die Angaben
heute durch den Abdruck des Folgenden. Die für die Abgabe-
pflichtigen vorgeſehene Abgabe beträgt:

r die erſten angefangenen oder vollen 50 000 Mark des abgabetigen Vermögens Mart 71 H.
a

für die nächſten angeſangenen oder vollen 50 000 do S

2

2000 000
für die nächſten weiteren Beträge

Abgabepflichtig iſt nur der den Betrag von 5000 Mk. über
ſteigende Teil des Vermögens. Beſitzt alſo jemand 50 000 Mk.
Vermögen, ſo würden nur 45 000 Mk. abgabepflichtig ſein und
einer Abgabe von 4500 Mk. unterliegen.

Die Wirkung der Abgabe tritt in der folgenden Ueberſicht in
Erſcheinung: Bei einem abgabepflichtigen Vermögen von 100 000
Mark beträgt die Höhe der Abgabe 11 000 M. gleich 11 Prozent, bei
200 000 Mk. 28 000 Mk. gleich 18 Prozent, bei 300 000 Mk. 46 000
Mark gleich 15 Prozent, bei 400 000 Mk. 66 000 Mk. gleich 16,5
Prozent, bei 500 000 Mk. 91 000 gleich 18,8 Prozent, bei 600 000
Mark 116 000 Mk. gleich 19,8 Prozent, bei 700 000 Mk. 146 000 Mk.
gleich 20,9 Progent, bei 800 000 Mk. 176 000 Mk. gleich 22 Prozent.
bei 900 000 Mk. 211 000 Mk. gleich 28,4 Progzent, bei 1 000 000 Mk.
246 000 Mk. gleich 24,6 Prozent, bei 1 500 000 Mk. 446 000 Mk. gleich
29,7 Prozent, bei 2 000 000 Mk. 671 000 Mk. gleich 38,5 Prozent, bei
83 000 000 Mk. 1 171 000 Mk. gleich 39,8 Prozent, bei 4 000 000 Mk.
1 721 000 Mk. gleich 43,8 Prozent, bei 5 000 000 Mk. 2 271 000 Mk.
gleich 45,4 Prozent, bei 6 000 000 Mk. 2 871 000 Mk. gleich 47,8 Pro-
zent, bei 7 000 000 Mk. 3 471 000 Mk. gleich 49,6 Prozent, bei
8 000 000 Mk. 4 171 600 Mk. gleich 51,4 Prozent, bei 9 000 000 Mk.
4 771 000 Mk. gleich 58,1 Prozent, bei 10 000 000 Mk. 5 421 000 Mk.
gleich 54,2 Progzent, bei 100 000 000 Mk. 68 920 000 Mk. gleich 68,9
Prozent.

Die Zahlung der Abgabe erfolgt als Rente in der
Weiſe, daß der Abgabebetrag zuzüglich einer am 1. Januar 1920
beginnenden Verzinſung in Höhe von 5 v. H. innerhalb 30 Jahren
in gleichmäßigenTeilbetrögen, von denen der erſte am 1. Oktober
1920 fällig iſt, getilgt wird. Für die geſchuldete Rente hat der
Abgabepflichtige Sicherheit zu leiſten. Der Abgabepflichtige iſt
berechtigt. die Rente ganz oder in Teilbeträgen abzulöſen. Wer
bis zum 31. Dezember 1929 die Abgabe zahlt, kann überdies
Kriegsanleiheſtücke und andere Schuldver-
ſchreibungen des Deutſchen Reiches in Zahlung geben, und

zwar werden den Kriegsanleihezeichnern ihre fünfprozentigen
Schuldverſchreibungen zum Nennwert angetechnet.
Für die übrigen Eigentümer von Kriegsanleihen und für die
Eigentümer ſonſtiger Schuldverſchreibungen des Reiches werden
beſondere Steuerkurſe feſtgeſtellt, zu denen die Werte bis zum
81. Dezember 1920 an Zahlungſtatt angenommen werden.

Die Kapitalsbeſitzer werden aufatmen: Das alſo iſt die viel-

flibers. Ein Erſah war nicht mehr zu ſchaffen, denn auf Luden
dorffs Befehl waren in den Geſchützfabriken die Maſchinen ab
montiert worden. Unmengen von Granaten mußten aufgeſtapelt
werden und waren nicht zu verwenden, weil keine Kanonen da
waren. Bereits dreiviertel Jahr vor dem Zuſammenbruch ſtand die deutſche Armee dadurch
ohne ſchwere Artillerie im Feuer.

„Siewußten,“ ruft Fuchs General Ludendorff zu, „wie
die Sache ſtand und verhandelten dennoch nicht mit dem
Gegner, ſondern haſardierten weiter, indem Sie Menſchen gegen
die Kriegsmaſchinen der ganzen Erde nutzlos vortriebeWollen Sie das beſtreiten? W

Wollen Sie mir vorreden, das deutſche Volk habe Jhnen den
Endſieg entriſſen?“

Und die Anklagen ſauſen weiter hageldicht hernieder: Die
große Jſonzo Offenſive verpuffte, weil 5000 abgeſchoſſene 21Zenti-
meter-Granaten nicht losgingen und wirkungslos zwiſchen die
italieniſchen Felſen fielen. Doch Ludendorff darf ja die Wahr-
heit nicht geſtehen; er telegraphiert drei gewaltige Siege ins
Land und ſchickt zu gleicher Zeit einen Offizier mit den Zuch t-
haus- Paragraphen auf die Munitionswerke
zur Unterſuchung der Schuldfrage der Nieder-
lag e.

„Und ein ſolcher Menſch will uns verantwortlich machen,
wenn das Gehäuſe ſeiner ſtinkenden Lügen zuſammenbricht!?“
ſagt der Ankläger Fuchs

Unſer Material wird ſchlechter und ſchlechter, wir haben keine
Kanonen, keine Tanks, kein Material. Die zahlenmäßige und
vor allem die techniſche Ueberlegenheit der Entente wächſt un

geheuer an100 Maſchinengewehreſchießen mehr wiel0,
1000 ſchwere Kanonen mehr wie 100leichte,
10 000 Tanks und Scharen von Fliegerwrich-

ten ganz anderen Schaden an, wie garkeine,
drückt Fuchs es treffend aus. Ganz genau weiß es die Heeres-
leitung, daß es kein Entrinnen mehr vor dem Zuſammenbruch gibt;
doch Ludendorff tut, als wenn er kurz vor der Beſchießung von
Neuyork ſtände und beſtellt gewaltige Mengen von 42-Zentimeter-
Granaten: Ein niederträchtiger Bluff, ein ſcham-
loſer Volksbetrug.

Anderes kam hinzu, der Wucher der Landleute, der konſervativen
Grundbeſitzer, die Ludendorff durch dieſen Judaslohn, das Wucher
geld, das er dem Volke abnehmen ließ, für ſich gewann. Weiter
die Lebensmittelſchiebungen in der Etappe, die Diebſtähle und
Plünderungen, mit deren Ertrag die großen Herren ihr Heim
verſorgten. Doch dem Volke wurde vorgelogen, daß das deutſche
Heer, daß das deutſche Offizierkorps vor allem kein Wäſſerchen
zu trüben vermochte. Das waren die Taten des Volksbetrügers
Ludendorff.

Und nun die furchtbare Anklage, die Fuchs gegen Ludendorff
am Schluſſe ſchleudert:

„Uns hat die Maſſe umgebracht, die Zahl, die jeden andern auch
niedergerungen haben würde!

Und daß das gründlich geſchah, dafür haben Sie ſelbſt gm
meiſten geſorgt, und nicht das deutſche Volk, das heute noch
Hunger leiden muß, für die Verräter, die es feige verlaſſen haben,
oder in der Stunde der höchſten Not mit Unrat bewerfen, wie
Sie, Herr Ludendorff!

Der Prozeß gegen Toller.
München, 14. Juli. Vor dem Landgericht in München be

gefürchtete Vermögensabgabel Dreißig Jahre lang können ſie

noch ein Geſchenk gemacht; ihre Papiere, deren Kurs jetzt nicht
viel über 70 ſteht, wird ihnen zum Nennwert abgenommen. Zwar
heißt es in der Vorlage, daß nur die Zeichner der Anleihe dieſen
Vorteil genießen ſollen, aber es werden ſich auch für andere
Steuerpflichtige ſchon Mittel finden, um Kriegsanleihen, die ſie
billig gekauft haben, zum Nennwert loszuwerden, auch wenn ſie
ſelbſt nicht gezeichnet hatten.

So alſo ſollen die Beſitzenden „opfern“, auf dieſe komödien-
hafte und kitſchige Art beginnt die Aufbringung der Kriegslaſten.
Den breiten Maſſen der Bevölkerung, den Armen und Aermſten
drohen neue, ganz gewaltige Abgaben in Form von indirekten
Steuern auf Lebens- und Genußmittel; die Beſitzloſen und
Minderbemittelten ſollen einen großen Teil ihres Einkommens
abgeben: die beſitzenden Kreiſe dagegen, die doch die Hauptſchuld
am Kriege haben und deshalb auch die Hauptlaſt tragen müßten,
werden aufs ſorglichſte geſchont, man macht ihnen ſogar noch
Extrageſchenke.

Ein Schaugerichtfürdie Harmloſen ſo bezeichnetnationaler Leidenſchaften zu unternehmen. Aber die Bevölkerung
wird ſich beſonnener erweiſen, als die unverantwortlichen Hetzer
und Schreier.

Aufforderung.
Fn der Sitzung der Nationalverſammlung vom 10. Juli hat

mich der Herr preußiſche Kriegsminiſter erſucht, ihm „einen der
ſehr zahlreichen Fälle namhaft zu machen“, in denen Offiziere
während des Krieges ehr loſe Handlungen begangen haben.
Jch will dieſem Wunſche nachkommen und bitte alle Leſer dieſer
Zeilen, mich dabei zu unterſtützen. Damit der Herr Kriegs
miniſter geeignete Grundlagen für die von ihm angekündigte
Unterſuchung der Fälle erhalte, bitte ich, mir genaue Angaben zu

n:

1. Welche Offiziere (nach Namen, Dienſtrang und Truppen-
teil zu bezeichnen) ehrloſe Handlungen begangen haben.

2. Worin die Handlungen beſtanden haben (Plünderungen,
Benachteiligung von Untergebenen, beſonders harte und niedrige

Behandlung von Gefangenen und von Einwohnern beſetzter Ge
biete uſw.

3. Welche Perſonen (genau nach Namen, Truppenteil und
Wohnort zu bezeichnen) die Vorfälle bezeugen können.

Nur wahrheitsgemäße und genaue Angaben ſind von Wert.
Weimar, den 12. Juli 1919.

Dr. Oskar Cohn,
Mitglied der Nationalverſammlung.

Das „unvergeßliche“ Schützenkorps.
die unmittelbar bevorſtehende Auflöſung des Garde-Kavallerie-

Schützenkorps in Berlin, dieſer Retorte der Gegenrevolntion und

offenbar mächtig in die Glieder gefahren. So jammert die
Heutſche e über die Undankbarkeit der Regie
rung, die ihre Retter jetzt zum Danke davonjagen und Deutſch
land ſo in das Chaos hineinjagen. Doch werde, fährt das Blatt
ort, das GardeKavallerieSchützenkorps „in der Geſchichteer Revolution unvergeßlich bleiben“ und der Dank

der ſpäteren Geſchlechter den Leuten vom Garde-Kavallerie
ützenkorps ſicher.
Uerdings wird das Volk noch lange das Garde-Kavallerie-

Schützenkorps in Erinnerung behalten, doch es wird die Er
innerung an ſchänd liche Gewalt, die Erinnerung an
die ſchmachvollſte Zeit der Revolution ſein. Nicht der Dank. ſon-

die Freiheit treffend dieſes „Reichsnotopfer“; ein neues Zeichen
für den ſchlechten Willen und die Unfähigkeit der Regierung.

Die Schuld Ludendorffs.
Jm Augenblicke, da die deutſche Heeresleitung zum ent

ſcheidenden Schlage 'ausholen wollte, da es den deutſchen
Armeen endlich gelingen ſollte, den Endſieg an ihre Fahnen
zu heften, da fiel das Volk dem Heere in den Rücken, da ent
riß die Revolution uns den Sieg, und verſchuldete ſie allein
ſo Deutſchlands Unglück!

Das ſind die Anwürfe, mit denen die reaktionären Politiker
und die alldeutſche Preſſe ihre eigene Schuld zu verdecken ſuchen,
das ſind die ſchamloſen Lügen, mit denen vor allem General
Ludendorff nach dem allbekannten Rezept des „Haltet den
Dieb!“ die Augen des deutſchen Volkes von ſeinem eigenen
Verbrechen abzuwenden und ſeine Schuld auf das Proleta-
riat abzuwälzen ſucht. Freilich, die Phraſe iſt billig, und leicht
iſt mit ihr ein Volk zu betören, das durch die Schuld der rechts-
ſozialiſtiſchen Regierung in ſeiner großen Mehrheit noch in einer
gleich betörten Unwiſſenheit gehalten wird, wie während des
ganzen Krieges.

Wie viel auf dieſem Gebiet verſäumt worden iſt, zeigt ein
offener Brief des Obergeſchoßreviſors A. Fuchs im
Dortmunder General-Anzeiger. Jn dieſem Brief beſchuldigt er
Ludendorff, mit Bewußtſein die öffentliche
Meinung zu fälſchen und das deutſche Vol]
heute noch ſo zu belügen wie er es fünf Jahre
lang belogen habe. Die Tatſachen, mit denen Fuchs dieſe
Behauptung begründet, ſind wahrhaft ungeheuerlich und zeigen
einen kaum glaublichen Tiefſtand moraliſcher Ver-
antwortungs loſigkeit bei der Führung des deutſchen
Heeres.

Wir erfahren, daß bereits im Herbſte 1917 die Anfertigung
ſchwerer Kanonenrohre bei der Jnduſtrie abbeſtellt wurden, wei
Herr Ludendorff in der für März 1918 geplanten Offenſive ſich
die Kanonen auf Feindesſeite holen wollte oder viel
mehr durch ſeine Soldaten holen laſſen wollte. Doch es kam
anders: In der Flandernſchlacht verlor die deutſche Armee (we
wußte bisher etwas davon?) an einem einzigen Tage ihre ge

ſich Zeit mit der Zahlung laſſen, in Wirklichkeit alſo iſt dieſe Ab chichts wo s ein r z 5 K inchen, ſowie Haaſe aus Berlin übernommen.gabe nichts weiter als ein nicht gerade ſehr fühlbarer Zuſchlag zur Kaufmann aus München, ſo nEinkommenſteuer Den Beſitzern von Kriegsanleihen wird ſoger Unter den Zeugen befindet ſich u. a. Reichstagsabgeordneter Eiſen

ſamte Befeſtigung, 8000 Kanonen des ſchwerſten Ka-

gannen heute die Verhandlungen gen Ernſt Toller wegen Hoch
verrats. Die Verteidigung haben die Rechtsamwälte Gänsler und

berger, Freih. Kiffner, der frühere Miniſter Jaffe u. a.
Der „große Tag“ in Weimar. Weimar 14. Juli. (W. T. B.)

Die große politiſche Ausſprache, in der der Miniſterpräſident
Bauer, ſowie der Reichsminiſter des Auswärtigen Müller ihre
programmatiſchen Erklärungen abgeben werden, wird vorausſicht
lich am Donnerstag, den 17. Juli, ſtattfinden.

Der Belagerungszuſtand über Hannover und Linden iſt mit
Wirkung vom 16. Juli mittag an aufgehoben.

Amerikaniſch-mexikaniſcher Konflikt. Haag, 14. Juli. Wie
der Nieuwe Courant aus Paris meldet, ſteht, Nachrichten aus
Waſhington zuſolge, ein Konflikt zwiſchen den Vereinigten Staa-
ten und Mexiko bevor. Amerika beabfichtigt, bis eine feſte
mexikaniſche Regierung errichtet iſt, die mexikaniſchen
Häfen und einen Teil des mexikaniſchen Hinterlandes zu be-
ſetzen.

Deutſche Nationalverſammlung.
56. Sitzung vom 14. Juli, 3 Uhr.

Vizepräſident Schul z (Soz.) hat ſein Amt als Vizepräſident
niedergelegt, weil er Unterſtaatsſekretär geworden iſt.

Auf der Tagesordnung ſtehen Wahlprüfungen.
Abg. Dr. Raßhig (Dem.) berichtet über den Ausſchußbeſchluß

u dem Wahlvproteſt im dritten Wahlkreiſe (Stadt Berlin). Die
zroteſte richten ſich gegen die Wahlzettel der Liſte Scheidemann,

weil dieſe die fettgedruckte Ueberſchrift trugen: „Liſte der ſozial
demokratiſchen Partei“. Dieſe Ueberſchrift hat in 31 von ins-
geſamt 881 Stimmkreiſen der Stadt Berlin zur Ungültig-
keitserklärung geführt. Der Wahlprüfungsausſchuß be-
antragt indeſſen die Gül tigkeit der Wahl, da er in der ge-
nannten Ueberſchrift kein Kennzeichen im Sinne des Wahlgeſetzes
erblickt. Auch reicht die Zahl der für ungültig erklärten Zettel
im Geſamtbetrage von rund 16000 nicht für Veränderungen in
der Zahl der Mandatsträger aus.

Abg. Bruhn (Dn.): Die Kennzeichnung der Wahlzettel in
Berlin war ein Ausfluß des revolutionären Geiſtes, der glaubte,
ſich alles leiſten zu können. Wir wollen deswegen die Wahl nichtfür ungültig ettlaren, aber dieſe Kennzeichnung war unzuläſſig.

Abg. Dr. Neumann-Hofer (Dem.): Ein Kennzeichen in
dem Sinne, daß man daran erkennen konnte, wen der einzelne
Wähler gewählt hat, iſt die Ueberſchrift nicht. Darum konnte der
Ausſchuß gar nicht anders entſcheiden.

Nach weiteren Darlegungen der Abgg. Hartmann (Dem.) und
SchmidtSachſen (Soz.) für den Beſchluß des Ausſchuſſes wurde
der Ausſchußantrag angenommen.

Präſident Fehrenbach: Der Verlauf der Debatte veranlaßt
mich, Sie in die Geheimniſſe des Aelteſtenausſchuſſes einzuweihen.
Der Aelteſtenausſchuß iſt zu der Ueberzeugung gekommen, daß
wir unſerer Aufgabe nicht gerecht werden können, wenn es mit
den Reden in der bisherigen Weiſe fortgeht. Wir kommen ſo in
die peinlichſte Situation, um ſo inehr, da nun die Herren vom
Lande den Wunſch ausſprechen, zur Ernte nach Hauſe fahren zu
können. Jch ſtelle den Herren daher dringend anheim, nur die
wirklich abſolut notwendigen Reden zu halten, und ſich im übrigen
mehr an die Tat der Abſtimmung zu halten. (Lebh. Zuſtimmung.)

Eine ganze Reihe von Wahlen wird ohne Debatte für gültig
erklärt, darunter auch die Wahlen im Bezirk Breslau. Die
Wahlakten für Münſter-Minden werden auf Antrag Zubeil (U. S.)
der Staatsanwaltſchaft übergeben, die Wahl ſelbſt aber für gültig
erklärt, da die feſtgeſtellten Geſetzesverletzungen an dem Ergebnis
der Wahl nichts ändern würden. Die Abſtimmung über die
Bültigkeit der Wahl im Bezirk Düſſeldorf wurde wegen der
ſchuvachen Veſetzung des Hauſes auf Dienstag vertagt.
Her Geſetzentwurfüber die erhöhte r rer während des Krieges zurückgelegten Dienſt-

zeit wurde nach kurzen e e Ausführungen der Abgg.
Delius (Dem.), Steinkopf (Soz.), Koch-Münſter (Ztr.), Degle
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(Hn.) und Dr. Mittelmann (D. Vp. dem Haushaltsauüberwieſen. Das Geſetz will die vom 1. Auguſt 1014 bis z
zember 1919 im Reichs oder Militärdienſt von Nichtkriegsteil
nehmern zurückgelegte Dienſtzeit, ſofern ſie mindeſtens ſechs
Monate betragen hat, zu dem anderthalbfachen Betrage bei der
Berechnung von Ruhegehältern und Renten anrechnen.

Abg Mittelmann hatte beantragt, die Zeit doppelt anzu M
zurechnen.

Es folgte die Jnterpellation Auer und Genoſſen
(Soz.): „Was gedenkt die Reichsregierung zu tun, um der ſchreien
n er Zivil- und Mililärrentenempfänger ſchnellſtens ab
zuhelfen

Abg. Meier- Sachſen (Sog.) führt r Begründung an: Unter
der Teuerung und der furchtbaren Geldentwertung hat niemand
mehr zu leiden als die Rentenempfänger. Jhnen muß ſofort ge
holfen werden. Durch eine Erhöhung der Zuſchläge oder eine ein
malige Beihilfe. Dringend Not tut ein beſchleunigtes Renten-
verfahren. Auf dieſem Gebiet zu ſparen, wäre Sparſamkeit am
falſchen Platze. (Beifall.)

Arbeitsminiſter Schlicke: Hweifgo ſind die Rentenbezüge
unzureichend, aber augenblicklich ſind weder die Verſicherungs-
träger noch das Reich in der Lage, größere Mittel bereitzuſtellen.
Jch habe daher im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter
die Fürſorge bedürftigen Rentenempfänger auf die Kriegswohl
fahrtspflege verweiſen müſſen, an deren Koſten ja das Reich mit
einem Drittel beteiligt iſt. Außerdem habe ich die Gemeinden,
die zum Teil auf dieſem Gebiet verſagt haben, noch einmal be
ſonders anweiſen laſſen, ihre zu tun. Jm übrigen beab-
ſichtige ich ſchon in allernächſter Zeit, womöglich noch vor der Ver
tagung der Nationalverſammlung, einen Geſetzentwurf einzu
bringen zur erhöhten Fürſorge für die Rentenempfänger. Zur-
zeit wird noch geprüft, wie hoch die Leiſtungen künftig bemeſſen
werden n ob eine Erhöhung ohne gleichzeitige Erhöhung
der Beiträge ſein wird.Major von Werder legt rennt die bisherigen Maßnahmen
für die verſorgungsberechtigten Militärperſonen der Unterklaſſen
dar. In letzter Zeit ſind wieder beträchtliche Summen zur Für-
forge für Kriegsbeſchädigte oder Hinterbliebene verfügbar gemacht
worden. Eine gründli Reform der Militärverſorgungsgeſetze
iſt in Arbeit und wird mit aller Beſchleunigung durchgeführt wer-
den. Daneben ſchweben Verhandlungen über verſchiedene andere
Maßnahmen zugunſten von verſorgungsberechtigten Militärper-
ſonen der Unterklaſſe.

Auf Antrag Löbe (Soz.) wird die Jnterpellation beſprochen.
Abg. Gilſing (Ztr.): Es handelt ſich hier um eine Ehren-

pflicht des deutſchen Volkes. Die Fürſorge für Kriegsbeſchädigte
und Kriegshinterbliebene darf nie zum Zankapfel unter den Par-
teien werden. Vor allem muß den Kriegsbeſchädigten Arbeit ver-
ſchafft und ſie vor Entlaſſungen aus der Arbeit geſchützt werden.

w Erkelenz (Dem.): Eine amtliche Auskunft über den
Stand der Arbeiterverſicherungskaſſen iſt wünſchenswert. Aus-
geſchloſſen iſt eine Erhöhung der Beiträge, aber die Bezüge müſſen
erhöht werden. Die wichtigſte Aufgabe iſt die Beſchaffung von
Arbeit für die Jnvaliden. Das Kapitalabfindungsgeſetz ſollte
nicht bloß auf den Grundbeſitz zugeſchnitten bleiben. Auch eine
Entſchädigung der Kriegsgefangenen, ebenſo eine Erhöhung der
Entſchädigung für Veteranen der früheren Kriege iſt wünſchens-
e Die Regierung muß den ganzen Ernſt dieſer Frage er-
faſſen.
„„Abg. Behrens: (Dn.): Die Entſchädigungsfrage ift keine
Parteifrage. Ein entſprechendes Geſetz hätte ganz gut ſchon vor
Abſchluß des Friedensvertrages n werden können.

Abg. Winnefeld (Dn.): Die während des Krieges ein-
getretenen Lohnverſchiebungen machen auch eine Aenderung
der Renten ſent in S.Abg. Frau Zietz (U. S.): Wir verlangen eine grundlegende
Reform des geſamten Verſicherungsweſens.

Abg. Frau Reize (Soz.): Das Vaterland hat die Verpflich
tung, gerade über die Hinterbliebenen unſerer ge-
fallenen Krieger ſeine ſchützende Hand zu breiten. Das
gleiche gilt von den Kriegsbeſchädigten. Was wir ihnen zu geben
vermögen, macht nur ein Geringes deſſen aus, was ſie uns gegeben
haben. (Lebhafter Beifall.)

Damit iſt die Beſprechung der Jnterpellation erledigt.
Nach Erledigung einer Reihe kleiner Vorlagen wird die Sitzung

um 7 Uhr geſchloſſen.
Nächſte Sitzung Dienstag vormittag 958 Uhr: Anfragen, Wahl

eines Vizepräſidenten der Nationalverſammlung und Verfaſſungs-
entwurf.

Aus der Provinz.
Die Tarifverträge im mitteldeutſchen Bergrevier.

I

Jn den letzten Wochen ſind für große Teile der Braunkohlen und
Kali-Bergarbeiter Mitteldeutſchlands Tarifverträge abgeſchloſſen
worden, und es iſt nötig, an dieſer Stelle einige Worte darüber zu
reden. Der Ende November für den Braunkohlen-Vergbau abgeſchloſſene
Lohntarif, welcher durch den neueſten Tarif vom 26. Mai aufgehober
worden iſt, genügte ja den berechtigten Forderungen der Bergarbdbeitern
bei weitem nicht. Die darin vereinbarten Löhne waren viel zu niedrig,
und weiterhin hatten es die Unternehmer in der Hand, im Verein
mit dem Arbeiterausſchuß die Höhe des Lohnes für die einzelne
Arbeitergruppen zu beſtimmen. Wie wenig ſegensreich die Mitarbeit
der alten Arbeiterausſchüſſe für die Bergarbeiter bei dieſer Angelegen-
heit geweſen iſt, kann man ſich ſehr leicht vorſtellen, wenn man die
Zuſammenſetzung dieſer Ansſchüſſe etwas näher betrachtet. Während
des Krieges entſtanden und unter dem Terror der Unternehmer ge
wählt ſetzten ſich dieſe Arbeiterausſchüſſe meiſt aus Unternehmer-
Tieblingen und willigen Ausbeutungsobjekten zuſammen. Jhre
Tätigkeit war alles andere als revolntionär. Unter dieſen Umſtänden
war es den Unternehmern ſogar möglich, auf einer Anzahl Gruben
die Löhne herabzudrücken. Erſt die auf revolutionärer Grundlage
auf Veranlaſſung des BezirksBergarbeiterrates Halle Anfang Februar
dieſes Jahres gewählten Betriebsräte ſchafften etwas Wandel in dieſer
Angelegenheit und wieſen die nimmerſatten Unternehmer in die Schranken
Trotz der heftigen Anfeindungen von allen Seiten, an welchen ſich
ſowohl das Unternehmertum, als auch die betörte Begmtenſchaft be
teiligte, ſetzten ſich die Betriebsräte als Vertretung der revolutionären
Bergarbeiter durch und bilden heute ein feſtes Gefüge, an dem ſich
die Unternehmer die Schädel einrennen können. Auch die Beamten
haben jetzt eingeſehen, wie ſie vor und während des Generalſtreike
im Februar und März von dem Kapital genaßführt und gegen die
Arbeiterſchaft ausgeſpielt worden ſind. Die Unternehmer machten
den Beamten für den Fall, daß ſie bei Einführung der Betriebsräte
eine ablehnende Haltung einnehmen würden, allerhand Verſprechungen,
die zu halten dem Unternehmertum natürlich nicht einſällt. Vielleicht
ſind die BergwerksMagnaten verärgert, weil der ſo großzügig
inſzenierte Widerſtand gegen die Einführung der Betriebsräte (Bildung
der Vereinigung der mitteldeutſchen Bergbau- Angeſtellten mit
kapitaliſtiſchem Gelde) ganz und gar erfolglos geweſen iſt. Das
Blättchen hat ſich gewendet. Die Angeſtellten führen heute einen
heftigen Kampf mit den Arbeitgebern um eine angemeſſene Gehalts
erhöhung und ſind ſogar gewillt, zur Durchſetzung ihrer Forderungen
um letzten Kampfmittel den Streik zu greifen. Endlich haben
ie Beamten gemerkt, daß die Gruben-Gewaltigen noch immer ver-

e nach dem Grundſatz: „Teile und herrſche“ zu regieren. Für
as Beamtentum muß es nun klar ſein, daß es gemeinſam mit der

Arbeiterſchaft ein und daſſelbe Ziel hat: Beſeitigung des
Kapitalismus undſchnellſte Durchführung der Soziali-
ſierung. Und das Mittel zur Erreichung dieſes Zieles iſt eine
organiſch auszibauende wirtſchaftliche Räteorganiſation, in der
die Betriebsräte die unterſte Stufe bilden und volles Kontroll und
Mitbeſtimmungsrecht über alle Angelegenheiten des Unternehmens er-
halten müſſen. Haben wir das erreicht, dann iſt auch die Diktatur
der Unternehmer beſeitigt.

Alſo der Tätigkeit der von den revolutionären Bergarbeitern aus
eigener Jnitiative gebildeten Betriebsräte iſt es zuzuſchreiben, wenn
vielfach ſchon auf Grund des Novembver-Lohntarifs Verbeſſerungen
durchgeſetzt wurden. Da aber der Tarif im Großen und Ganzen nicht
genügte, liefen die Arbeiter Sturm dagegen der Bergarbeiter- Verband

ſah ſich gezwungen, wen und April d. J. wurde einneuer Tarif ausgearbeitet. Die Unternehmer ſchrieen Zetermordio über
die berechtigten Forderungen der Bergarbeiter und meinten, daß die
geforderten Löhne von den wirtſchaftlich darniederliegenden Bergwerken
nicht getragen werden könnten. Die Regierung bewilligte eine Kohlen
preiserhöhung zwecks Vornahme von Lohn bezw. Gehaltserhöhungen.

an hätte nun meinen müſſen, die Kohlenpreiserhöhungen würde
reſtlos zu dem von der Regierung vorgeſchriebenen Zwecke verwandt
werden; daneben gehauen, den Arbeitern wurden ne Zugeſtänd
niſſe gemacht und ein großer Teil der Preiserhöhung fließt in die
Taſchen der Unternehmer. Die Kohlenpreiserhöhung bedeutet für
das Braunkohlenkapital ein Millionengeſchäft. Die in der Lohnfrage
gemachten geringen Zugeſtändniſſe wurden aufgewogen durch aller
hand Beſtimmungen und Klauſeln, welche den Bergarbeitern die
Revolutionserrungenſchaften wieder nehmen und ſie von neuem zu
Sklaven des Kapitals machen würden. Obgleich die Bergarbeiter
dieſen vorgeſehenen Tarif in mehreren großen öffentlichen Verſamm-
lungen ablehnten, ſetzten die Unternehmer ihren Willen dürch; der
Tarif wurde am 26. Mai von den Tarifkommiſſionen des Bergarbeiter-
verbandes unterſchrieben und trat rückwirkend mit dem 20. Mai in Kraft.

Aus Anhalt.
Kennſt du das Land, im Norden liegts von Sachſen,
Wo in den Auen dich der Eichbaum grüßt,
Wo Götterhuld läßt Salz und Zucker wachſen,
Und Eulenſpiegel Nationalheld iſt
Wo man von Heinrich Peus kann erfahren,
Was wohlerzognen Sozialiſten ziemt,
Wo ſtubenrein „Genoſſen“ ſich gebaren,
Und Wolfgang Deine Oberſtaatsrat miint
Kennſt Du es wohl
Dahin, dahin möcht ich mit dir, o braver a knalma ziehn!

Es iſt in der Tat ein geſegnetes Stückchen Erde, jenes Ländchen
um Elbe, Saale und Mulde. Am 9. November hat, wie manche be
haupten, hier eine Reyglution ſtattgefunden. Der Herzog dankte ab,
um ſeine und ſeines iſters Funktionen an den neuen Staatsrat
abzutreten, deſſen Spitze nominell noch immer Wolfgang Heine, deſſen
spiritus rector jedoch Heinrich Veus iſt, er, der in ſeinem Volksblatt
ſeit Jahren einen Sozialismus verzapft, welcher ſich nun, wo es gilt,
ihn zu verwirklichen, herausſtellt als eine Spezialität, die man wohi
als „Peusismus“ und „Deſſauismus“ bezeichnen hört, den man zu-
treffender jedoch beſſer „Waſchlappismus“ nennt. Der Staatsrat iſt,
obwohl zwei Drittel der Landesverſammlung Sozialdemokraten ſind,
eine Koalitionsregierung aus Sozialdemokraten und bürgerlichen
Demokraten. Jmmerhin haben in dieſer regierenden Behörde die
Genoſſen die Mehrheit mit einer Stimme. Und dennoch iſt es dieſes
Peus oft gerühmter Stolz, daß alle bisherigen Neuerungen, die Geſetz
geworden ſind, die Zuſtimmung der Demokraten gefunden haben,einige ſogar einſtimmig beſchloſſen worden ſeien, aſ mit den zwei

deutſchnationalen Stimmen. Man kann ſich denken, welcher Art dieſe
Neuerungen ſind, und daß ſie mit dem Sozialismus nichts gemein
haben können.

Jühgſt wurde angeregt, Titel und Orden abzuſchaffen. Es wurde
von mehreren Seiten in der Landesverſammlung zu bedenken gegeben,
daß man wohl dieſen oder jenen Orden beibehalten könne. Der
Staatsrat verſprach eine Prüfung der Anregungen. Der Abg.
Leonhardt empfahl, den Kommerzienratstitel beizubehalten „mit Rück-
ſicht auf das Ausland“. Und der ſozialdemokratiſche Staatsrat
Deiſt verſprach, der Anregung näherzutreten. Man iſt alſo ſo naiv,
zu glauben, das Ausland blenden zu können mit ſchönen Titeln.
Machen denn etwa Engländer, Amerikaner, Franzoſen, die dieſen
prunkenden Titel nicht kennen, darum ſchlechtere Geſchäfte als die
Deutſchen Will man denn das Volk für dumm verkaufen mit ſolchen
Narreteien Schlägt denn die laute VLache, die ſich ob ſolcher Bor-
niertheit im ganzen Lande z nicht bis in die Dunkelkammern
des hohen Staatsrates? Die Beamten warten noch immer vergebens
auf eine Verfügung, nach der alle jene blöden Unterwürfigkeits- und
Ergebenheitsfloskeln, alle überflüſſigen und lächerlichen Formalitäten
im ſchriftlichen Verkehr mit den Behörden aufgehoben werden. Dazu
nehört doch keine lange Ueverlegung, kein allmähliches Reifwerden.
Dazu genügt doch ein Federſtrich!

Nun wage aber einer gegen den abſoluten Diktator Peus und ſeine
Puppen aufzutreten und einen ſolchen Pſendoſozialismus abzuweiſen!
Er kann ſicher ſein, daß er in Verſammlungen und im Peus-Organ
als „Wahnſinniger“, als „Verbrecher“, als „ehemaliger Gelber“ hin-

zu ſingen. Wir beſtaunen bloß eins: Es iſt die lammfromme Geduld
der Genoſſen, die eine Führung ſich gefallen, eine ſolche Behandlung
ſich bieten laſſen. Neugierig darf man ſein, wie lange das Techtel
z mechtel zwiſchen den Bürgerlichen und dieſer Sorte Arbeitervertreter

geſtellt wird. Die Unabhängigen hierzulande wiſſen ein Lied davon

noch dauern wird, wie lange die Auch- Genoſſen dieſen Peusismus
noch ertragen werden, und ob ſie nicht eines Tages zu der Erkenntnis
erwachen werden, daß der fünfzigjährige Traum eines revolutionären
Sozialismus in einem waſchlappigen Genoſſenſchaftismus nimmer-
mehr ſeine Erfüllung finden darf.

Düben. Stadtverordnetenſitzung. Die Beſtätigung
der Magiſtratsmitglieder war noch nicht eingegangen. Die Neu
wahlen werden nunmehr am 17. Auguſt, von früh 9 bis abends
8 Uhr, im Hotel Kronprinz, 1. Bezirk, und Goebichs Lokal, 2. Be
zirk, vor genommen. Kleinwohnungen ſollen jetzt nicht gebaut
werden, da die Koſten zu hoch ſind. Die 30 leerſtehenden Woh-
nungen müßten vermietet werden. Sollten die Hausbeſitzer nicht
nachgeben, dann wird die Polizei Zwangseinmietungen vornehmen.
Dauernder Aufenthalt darf nur mit polizeilicher Genehmigung
genommen werden. Beſchloſſen wurde die Erhöhung des Gas-
preiſes auf 40 Pf. für den Kubikmeter. Dem Stadtſekretär Deker
wurde die Berufsvormundſchaft übertragen. Erwerbsloſenunter-
ſtützung ſind 5141 Mk. gezahlt worden, wovon die Stadt 4483 Mk.
trägt. Die Arbeiterſchaft ſollte größeres Jntereſſe für die Ver-
handlungen zeigen. Würde doch ſogar von einem Stadtverord-
neten die Prügelſtrafe für die Mündel empfohlen. Alſo, Wähler,
Arbeiter, agitiert für die Wahl und macht den letzten Mann mobil.

Paſſendorf. Gemeinderatsbericht. Das Kanaliſations-
vrojekt wurde der Bau- und Wohnungskommiſſion überwieſen.
Bei dem Erwerb von Hinterland ſoll nötigenfalls das Enteignungs-
verfahren angewandt werden. Der Vorſchlag, einen Spiel- und
Sportplatz zu erwerben, wurde einer Kommiſſion übergeben. Die
drei Fragen über die Einquartierung der Landesjäger: Wer hat
das Kommando herbeſtellt, zu welchem Zweck und auf wie lange?,
fonnte nicht genügend beantwortet werden. Da im Orte Ruhe und
Ordnung herrſcht, die Landesjfäger nur provozierend wirken, wurde
der Vorſteher beauftragt, bei Maercker zu beantragen, die Truppen
ſofort zurückzuziehen
ſoll von 1 bis 20
ſterialverfügung beſagt, daß die Arbeiterräte als Kontrollinſtangzen
nicht mehr finanziert werden.

Mansfeld. Eine Konferenz der Gemeindevertreter des Gebirgs
freiſes tagte am Sonntag in Mansfeld. Genoſſe Wenſcheck ſetzte den
Vertretern anseinander, daß unſer Kommunalprogramm zu ſehr auf
die großen Städte zugeſchnitten ſei und wir uns in den ländlichen
Orten ſelbſt Richtlinien ſchaffen müßten. Er beſprach in einem Vor
trage die Fehler, welche gemacht worden ſeien, und erklärte, daß man
an dieſen Fehlern eben lernen müßte. Ein geſchloſſenes Programm
für das Land ſei ſehr ſchlecht durchführbar, aber das Prinzip, für die
Allgemeinheit zu ſchaffen und die Laſten gerecht zu verteilen, müßte
überall in Anwendung kommen. Jn der Diskuſſion ſprach Genoſſe
Chriſtange in demſelben Sinne. Er erläuterte auch gleichzeitig die

z gegenzunehmen und für deren Abſtellung zu ſorgen, Streitigkeiten

einige Unklarheiten über den Arbeiterrat richtig. Genoſſe Erdel
dankte Wenſcheck für ſeine Arbeit im Mansfelder G
hoffte auch auf deſſen weitere Mitarbeit.

Helfta. Selbſthilfe gegen den Wucher. Ein nach
ahmenswertes Beiſpiel, wie man den Wucher begegnen ſoll, haben
einige Bergleute vom Hermanngsſchacht bei Langenbogen r
Sie ließen ſich bei dem Oebſter Kirſchen abwiegen. Als I, n

das Pfund gefordert wurden. zahlten ſie einfach nur den
öchſtpreis von 55 Pf. mit der Erklärung, ſie machten ſich ſtrafe

ar bei Ueberſchreitung des Höchſtpreiſes. Die Bergleute
ihre Adreſſen zurück und wünſchten, verklagt zu werden. u
Obſtpächter wird wohl lange mit der Klage warten laſſen. 591

Oberfarnſtedt. Volksverſammlung. Das Referat des Ge
noſſen Sämiſch wurde mit lebhaftem Beifall aufgenommen. Es ſchloß
ſich eine rege Diskuſſion daran, die mit vollem Erſolg für unſeren
Partei endete. 22 Neuanfnahmen legen Zeugnis davon ab, daß endlichunter den Landarbeitern die Erkenntnis anſſteigt daß ihre Befreiung

nur ihr Werk ſelbſt ſein kann. OMerſeburg. Freie nſend. Mittwoch, abends 8 Uhr, im
Thüringer Hof Zuſammenkun

Schkenditz. Tragiſcher Unglücksfall. Am Sonntag, den
13. Juli, wurde der Soldat Gonska, der bei ſeinen Eltern in der
Bahnhofſtraße 31 auf Beſuch weilte, von ſeinem Freunde, der mit
einer Armeepiſtole ſpielte, durch einen Schuß in den Kopf getdtet.

Benndorf. Berichtigung. Jn dem Bericht über die Ge
ler in Nr. 160 unſeres Blattes iſt ein Jrrtumenthalten. Der Ortévorſteher hatte durchaus nicht notwendig, den
Vorſitz bei der Ausſprache über den Umbau des Schulzenamtes
niederzulegen. Der bürgerliche Schöffe Blankenburg war esallein, der dieſen Vorwurf der Taktloſigkeit erhob, womit natürx-

lich der Vorſteher nicht getroffen werden kann.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 15. Juli 1919.

Stellenvermlttelung für Hausangeſtellte.
Dieſer Tage fand eine vom Arbeitsamt einbernfene Sitzung von

Vertretern des Halliſchen Hausfrauenbundes, der chriſtlichen Gewerk
ſchaft der Hausangeſtellten und des freigewerkſchaftlichen Haus
angeſtellten-Verbandes ſtatt, in der über eine Reihe von Dienſtboten
fragen beraten wurde. Jn der Hauptſache drehte ſich die Ausſprache
um eine beſſere Ausgeſtaltung der Stellenvermittelung für Haus
angeſtellte und die Einführung einer „Hausangeſtelltenordnung“ für
Halle, alſo einer tariflichen Regelung der Arbeitsbedingungen für
Dienſtboten und das Hausperſonal. Was die Stellenvermittelung?
anbetrifft, ſo betreiben in Halle nicht nur noch einige gemeinnützige
Vereine dieſe, ſondern auch noch rund 25 ge werbsmäßige e
vermittler. Welche Nachteile der private geſchäftsmäßige Arbeits
nachweis hat, iſt ſchon erörtert worden. Neuerdings iſt er, wie ſe
Jahren in England überhaupt, auch in einigen deutſchen Städten
überhaupt verboten worden. Alle Mahnungen, namentlich an die
Stellenſuchenden, die gewerbsmäßigen Stellenvermittler zu meiden,
haben bislang nicht den gewünſchten Erfolg gehabt. Jns beſondere
bei den Dienſtboten iſt noch der ganz irrtümliche Glaude weit ver
breitet, je mehr ſie bei einer Stellenvermittlerin für eine neue Stelle
vezgpſen um ſo beſſer iſt dieſe. Meiſt iſt das Gegenteil der Fall.

as ſtädtiſche Arbeitsamt in Halle hat ſchon vor einiger Heit eine
Dienſtbotenabteilung eingerichtet, deren Aufgabe in der unentgeltlichen
Stellenvermittelung beſteht. Jn der eingangs erwähnten Sitzungwurde nun beſchloſſen, dieſe Abteilung in einem paritätiſchen?
Facharbeitsnachweis für Hausangeſtellte umzuwandeln.
Nach einer eingehend beratenen Satzung wird ein Fachausſchußg
eingeſetzt, der aus mindeſtens je 5 Vertretern der Dienſtherrſchaften
und der Hausangeſtellten (und zwar 2 der chriſtlichen und 3 der freien
Gewerkſchaft) beſteht. Jn der Regel ſollen aber nur ſolche Ver
treterinnen zugelaſſen ſein, die entweder ſelbſt Dienſtboten
oder andererſeits als Hausangeſtellte beſchäftigt ſind. c

Der Fachausſchuß hat die Stellenvermittelung der Fachabteilung
zu überwachen, Wünſche und Beſchwerden der Hausangeſtellten ent

aus dem Dienſtverhältnis zu ſchlichten, bei der ge
regelter rechtlicher Zuſtände im Bereich des Dienſtrechts ſür s
angeſtellte mitzuwirken, Lehrdienſtſtellen zu beſchaffen, für Einrichtung
und Erweiterung von ſtädtiſchen und ländlichen Haus und Fort
bildungsſchulen und Schaffung von Freiſtellen für Mittelloſe zu
ſorgen uſw.

Eine beſondere Bedeutung hat hier die Schlichtung von Streitigkeiten
aus dem Dienſtverhältnis. Die Hansangeſtellten ſind gegenwärtig in
einer üblen Lage. Nachdem die Geſindeordnung aufgehoben iſt, dies
zur Schlichtung von Streitigkeiten die Polizeibehörde vorſah, muß
jetzt bei jedem Streit das Amtsgericht im Wege der Klage angerufen
werden. Wegen der Umſtändlichkeiten einer ſolchen unterbleibt ſie
meiſt und die Dienſtboten tragen den Schaden. Die Schlichtung von
Streitigkeiten durch den Fachausſchuß iſt ſo gedacht, daß ſie nur erfolgt,
wenn die Leiterin der weiblichen Abteilungen im ſtädt. Arbeitsamt
nicht vermittelnd eingreifen kann. Es wird dann für die Schlichtung
der einzelnen Streitſälle bezw. für jede Sitzung aus der Zahl der
Mitglieder des Fachausſchuſſes ein beſonderer paritätiſch zuſammen-
geſetzter Schlichtungsausſchuß gebildet. Der auf längere Dauer vom
Fachausſchuß gewählte Vorſitzende beruft die zwei Beiſitzer aus den
Mitgliedern des Fachausſchuſſes. Dieſe Tätigkeit des Schlichtungs- S
ausſchuſſes kann auch nur eine vermittelnde ſein. Vollſtreckbare Ur-
teile kann er nicht fällen. Bei Ergebnisloſigkeit können die ſtreitenden
Teile immer noch das Amtsgericht anrufen.

Die an dem Fachausſchuß für Hausangeſtellte beteiligten Organi-
ſationen haben ſich verpflichtet, auf jede eigene Stellenvermittelung
zu verzichten und auf ihre Mitglieder einzuwirken nur deu Fach-
arbeitsnachweis des Arbeitsamtes zu benutzen. Jnsbefondere ſind
die Dienſtherrſchaften verpflichtet, jede offene Stelle beim Facharbeits-
nachweis anzumelden und nur ſolche Arbeitsſuchende einzuſtellen, die
einen Zuweiſungsſchein vom Facharbeitsnachweis vorzeigen. An
die Aufſtellung und Einführung eines Tarifvertrags ſoll nächſtens
herangetreten werden.

Der 19. Diſtrikt hat am Donnerstag, den 17. Jnli, abends 8 Uhr, z
Verſammlung im Reichsadler in Trotha.Volkspark. Heute abend findet das vierte große Volkskonzert,

ein Operettenabend, ſtatt. Die Kapelle des ehemaligen Füſilier-regiments 36 wird das Konzert ausführen z
S

Diſtriktsverſammlungen im Saalkreis. 5
Ammendorf. Donnerstag, abends 8 Uhr, im Dreierhaus zu Oſen

dorf, Mitgliederverſammlung des geſamten Diſtrikts. Vortrag über

das Räteſyſtem. sBruückdorf-Zwintſchöna. Donnerstag, abends 8'Uhr, im Gaſthof
Groſſe.

Kanena. Mittwoch, abends 8 Uhr, im Gaſthof von Meier.
Seeben. Mittwoch, abends 8 Uhr, im Gaſthof von Richter.

Seeben. Freie-Jugend. Mittwoch, abends 8 Uhr, in Richte s
Lokal Oeffentliche Jugendverſammlung.

Dölknitz. Gemeindevertreterſitzung. An Stelle des aus
geſchiedenen Genoſſen Thomas wurde der Genoſſe Stelzner durch
Handſchlag verpflichtet. Wegen Eingemeindung des Gutsbezirks wurdeNeuwahlen der Schulzen, Schöffen und Amtsvorſteher. Hierzu wurde

beſchloſſen, überall richtig durchzugreifen und nur Leute zu wählen,
die auch wirklich die Jntereſſen der Arbeiter vertreten. Es wurde
noch angeregt, wo es geht, Kinderſchutzkommiſſionen zu wäblen.
Ebenſo ſoll der neue Parteiſekretär jeden Mittwoch von 3 bis 6 Uhr
vom 1. Auguſt ab in Mansfeld, bei Hotze, Sprechſtunde abhalten.
Weiter wurde beſchloſſen, den Landrat zu erſuchen, ſofort wegen der
Wohnungsnot energiſche Schritte zu unternehmen

Mansfeld. Parteiverſammlung. Für den Genoſſen
Wenſcheck, der nach Merſeburg überſiedelt, wurde Genoſſe Ring
hardt zum Vorſitzenden gewählt. Er verſprach, im Sinne Wer
ſchecks weiterzuarbeiten. Am 27. Juli wird ein Vereinsvergnügen Saakkrete und f.r x der A.Schade; Verlag VokNMiatt G. m. d. H.

eine Kommiſſion gewählt, welche die nötigen Grundlagen dazu aus
arbeitet. Zur Abhilfe der Wohnungsnot wurde ein Anßſchuß gewählt,
welcher die leerſtehenden Wohnungen feſtſtellt und dann die nötigen
Masnahmen ergreifen ſoll. Ferner wurde beſchloſſen, das Acker

und

manſche Grundſtück anzukaufen um eventuell Wohnungen zu bauen

ſtützung derſelben ſoll veranſtaltet werden. Von der Gemeinde ſind
zwei Hrankenwagen angeſchafft worden. Zum Schluß wurden noch
einige Armenſachen erledigt.

e mee uerantwortneh Kör Poltne und Varteinachrichen: K

Eine Sammlung zum Empfang der Kriegögefangenen und zur

ar Vock, fur Halle und

9
8

S

abgehalten werden. Die Genollen Drobit und Wenſcheck Rellten w. d. h



Walhalia-
Operotton- Thenter.

EKngemble-Gastaptel
Dir. Folix Meainhbardt.,

Rannisohbeetr. 1. Tel. 1067.

asse V. 10 u. 4 Partelrftenveee

Heute Archledsvorgteltung der erttagen
Künstler mit besonders auzerwädltem Pregramnm

Ah morgen: Neuer Splelplan.
Der Nee Poreo: Im weinse v.

3Könlge, nen

Oberpollinger
2580 KHeute, von G Uhr an

Grosser Haugsball
mit versohiedenen Veberraschungen, 7

e 22z222 glöekle-Bratwurst
Täglich s Uhr: Der vorzügliche Spiolplan.

U. d. Paul Jakr, das Unkum,
Trude und El Quausg, Gesangs-Tanz- Duett

und die Abrigen Käustler. 2589
Neue urkom. Posse: Eine tnlte Verweehalung.

Worts Cesellschaftshaus,
Karlestraße 14.

Hein Saal Ist nach voliztäündiger Reneovotflon
u. heuer elektr. Beleuchtang wieder erötftnet.

Mittwoch, den 186, Juli 2599
Gr. öffentl. Ball.

Flotte Musik. Neueste Tänzoe.
N. B. Mein Saal iet noch einige Tage in der

Woohbo frei.

Gexelligkelts- Verein „Elvira“,
Hento, Dienstag, den 15. Jukt 1919,

2586 in der Maier WVilholmoha le

z Tanzkränzehen
Hierzu ladet freundliohest ein Der Vorntand.

Geselligkeits Verein Agathe.
Mittwooh, den 16. Suls, von abends 6 Vhr 577

im KRaffoogarten Trotha 268

s Kränzchen. WDe ladet oin Der Voretand.
Ansichtskarten

empfiehlt Volksbuchhandlung, Harz 4244.

Amlliche Velunntmachungen.

[Se e. Ha. SStädtiſcher Verkauf von Käſe
in der Talamtſchule, am Mittwoch, den 16. Juli.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Inhaber der
Nummern der Lebensmittelſcheine 53001--54 200
vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der
Nummern 54 201--56 500 nachmittags von 3—6 Uhr.
Für jede Perſon eines Haushaltes können 55 Gramm
zum Preiſe von 20 Pf. abgegeben werden.

Der Verkauf von Quark
erfolgt am Mittwoch, den 16. Juli 1919, auf den
Abſchnitt 14 für die eingetragenen Kunden bei dem
Molkereibeſitzer Scharfe, Rudolf Haymſtr. 35. Auſ
jeden Abſchnitt wird Pfund abgegeben.
Städtiſcher Verkauf don Zwieback und Gerſtenmehl
an Kinder bis zu 12 Jahren, Jugendliche von

1217 Jahren uns alte Lente über 70 Jahre
in der Talan iſchule, am Mittwoch, den 16. Juli
1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber
der Ledensmittelſcheine mit den Nummern 40001
bis 44 500 vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber
der Nummern 44 501 bis 49500 nachmittags von2—6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines

kann auf jeden Abſchnitt P der beſonderen Waren
bezugskarte für Kinder bis zu 22 Jahren und auf
jeden Abſchnitt O der beſonderen Warenbezugskarte
für Jugendliche von 12-17 Jahren und alte Leute
über 70 Jahre ein Paket Zwieback zum Preiſe von
44 Pf. und ein Paket Serſtenmehl zum Preiſe von
40 Pf. abgegeben werden.

Jn der Woche vom 14. bis 20. Juli gelangt außerden in der Bekanntmachung vom 12. d. Mts. an
egebenen Lebensmitteln Pfund Winter-
artoffeln für den Kopf der Bevölkerung zur Verteilung. Die Kartoffeln können auf den Abſchnitt 53

der Kartoffelkarte zum Preiſe von 15 Pfennigen für
das Pfund vom Mittwoch, den 16. an, bei jedem
Kartoffelhändler (nicht nur bei dem, bei welchem der
Käufer zur Kundenliſte angemeldet iſt) gekauft werden.

Der Verkauf von Marmelade beginnt am Mitt-
woch, den 16. Juli. Für jede Perſon eines Haus
haltes wird Pfund u Der Verkaufspreis
beträgt 1,30 M. für das Pfund. Die Käufer ſind
verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die Marme-
lade einzukaufen, bei welchen ſie für den Bezug von
Kolonialwaren in die Kundenliſten eingetragen ſind.
Der Verkauf erfolgt unter Abtrennung der Marke
362 des Warenbezugſcheines 23.

Der Verkauf von Seeſiſchen findet am Mitt-
woch, den 16. Juli in den einſchlägigen bekannten
Geſchäften markenfrei ſtatt.

Wir bringen wiederholt zur öffentlichen Kenntnis,
daß dem Burean VIII großer Berlin 11, bei An-
meldung von Beerdigungen die letzte Stenerquittung
vorzulegen iſt.

a

leffent. Voltverannung e
am Donnerstag, den 17.

im „Volkspark“,
Genoſſe Karl Kürbs (Arbeiterratsmitglied) ſpricht über:

Die Zentralſtelle für Heimatdienſt
als Handlanger der Regierung.
Die örtlichen Vertreter der Zentralſtelle für Heimatdienſt ſind

zum Beſuch der Verſammlung hiermit eingeladen.
V Genoſſen! Werbt für Maſſenbeſuch der Verſammlung. W 256

Zur Deckung der Unkoſten wird 20 Pf. Eintrittsgeld erhoben.

uli, abends 7 Uhr,
urgſtraße 27.

Der Vorſtand.

Amtliche Annahme und Verkaufsſtelle
für Altleder und getragene Schuhwaren,

woch, den 16. Juli 1919, vormittags von 9--12
Annahmetag. Dort werden auch getragene Kleidung
und Wäſcheſtücke angemeſſene an
genommen. 484/19 Der Magiſtrat.

S Eilenburg- S
Sonderderteilung don Zucker

Auf Bezugsſchein 216 der Lebensmittelbezugskarte
wird prs Kopf vom Dienstaäg, den 15. d. Mis. an

Sonderzuteilung verabfolgt. Die Adgabe des Zuckere

den Anmelde- und Bezugsabſchnitt ungetrennt von

die eingenommenen Äbſchnitte dis Sonnabend dieſer
Woche in der alten Stadtbrauerei zur Kontrolle ab-

Eilenburg, den 12. Juli 1919. Der Magiftrat.
Verteilung von Auslandsmehl. 1738

Auf den Kopf der in den Händen der Verbraucher
befindlichen Brotkarten werden vom Mittwoch, den
16. d. Mts. an, 2 Pfund ausländiſches Weizenmehl
durch die Kolonialwarenhändler ausgegeben. Preis
für 1 Pfund 80 Pf. Das Auslandmehl muß bis
Sonnabend dieſer Woche bei den Händlern abgeholt
werden, endernfalls der Anſpruch darauf Ilt.

Eilendürg, den 14. Juli 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Cemüſeserkauf im Ratekeller. “1738

Möhren 1 Pfund 30 Pf. Schoten Pfund 50 Pf.
Eilenburg, den 14. Juli 1919. Der Magiſtrat.

Brotdöchſtpreis.

Die Erhöhung der r der Mehl- und
Kohlenpreiſe veranlaßt uns, den Brotpreis (Schwarz
brot) vom 14. d. Mts. an auf 26 Pf. für 1 Pfund
zu erhöhen. Die Bekanntmachung vom 1. Februar

1919 wird aufgehoben. *1738
Eilenburg, den 12. Jnli 1919. Der Magiſtrat.

Kleieverteilung für Schaftzalter.
Am Dienstag, den 15. Juli 1919, werden im

Nahrungémittelamt II Bezugsſcheine ſär Kleie aus
gegeben. Auf ein Schaf kommen 4 Pfund Kleie

zur Ausgabe. *17833Eilenburg, den 12. Juli 1919. Der MWagiſtret.

S Ritierfeid. See
Auf Abſchnitt 66 des Lebensmittelſcheines kommen

in allen Geſchäften 300 Gramm Ackerbohneu zum
Preiſe von 63 Pf. zur Ansgabe.

Bitterſeld, den 14. Juli 1815. *1742Der Magiſtrat. Richter
Auf Abſchnſtt 65 des Lebensmittelſcheines kommen

auf die Perſom fpei Heringe zur Berteilung. Das
Stück koſtet 1 Mk.

Bitterfeld, den 14. Jukt 1919. *1742
agitrat. Richter.

Jm Rathaushofe iſt noch ein Quantum Hitronen-
ſaft zum Preiſe von 2,40 Mk. das Pfund abzugeben.

Bitterfeld, den 14. Juli 1919. *1742Der Magiſtrat. Richter.
Zuckerkarten-Anusgeabe.

Die Ausgabe von Sonder-Zuckerkarten aus Er
ſparniſſen erfolgt Mittwoch, den 16. Juli fär die
Straßen mit den Anfangsbuchſtaben A-X, Donners
tag, den 17. Juli, für die Straßen von L-2 in
Dörings Konzerthaus, in der Zeit von 8—-2 Uhr
gegen Vorlegen des Brotſcheines. Wegen der
wiederholten Unzuträglichkeiten werden Karten auf
keinen Fall an ſchulpflichtige Kinder verabfolgt.

Bitterfeld, den 14. Juli 1919. *1742
Der Magiſtrat. Richter

Bekanntmachung.
Die Peberloqndgentrale Nenglück macht diermit

bekannt, daß ſie ſich gezwungen ſieht, vom I. Juli
d. i an, wie alle anderen Ueberlandzentralen en
Licht- ſowie Kraftſtrompreis um 1 u gen.Wir machen, um Raum zu ſparen, au die Se annt
machung der Elektriſchen Kleinbabn geſellſchaft in den
Zeitungen vom Montag, den 7. Juli cr., aufmerkſam,
und müſſen den Ausführungen der z welche
noch einmal ſo lang ſein könnten, voll und ganz bei
ichen Die Lödhne ſind in letzter Zeit bei uns viel
höher 4 außerdem noch ſämtliche Materialien
um 150 bis Den Herren Gemeindevorſtändenwird ein diesdezüglſches chreiben no

Wir machen ferner noch bekannt, daß alle
pfuſchen von Jnſtallationen ohne Ausweiszulgffungvon unſerem Werk verboten iſt und die gefegzliche
Strafe nach ſich zieht

ſeeſ ereevurg- es
Heute neu
Der VaterMerſeburg, Karlſtraße 4, Fernſprecher 591. z 7 g

Fonntaqe per eiag von
I 7 bis 10 Ubr:

Ein Drama aus dem
Leben von paekender
J Sevalt io 4 Akten.

in den einſchlägigen Geſchäften e Zucker als
e Eskimobaby.

Ein Luetapiol in

erfolgt ohne Voranmeldung. Die Geſchäftslevte haben

der Lebensmittelbezugskarte abzuſchneiden und ſodann

In der Mauptrolle:

zuliefern. *1732 Nelsen.
II
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Steinweg 12.

rtieren, Le
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gumw. handgeſtr

1055 44, z. vk. Fris Reuter
11-3 Uhr. 2582
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C. Vuruauehd. Fahrradhdl.,

Merſeburger
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Männer-Abteilg. Süden:
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von 7 dis 9 Uhr.
Schüler- Abteilung. Mitt

woch von 5 t.Johannesſchuſe, Liede-
nauerſtraße.

olks
tümliches Turnen und
Spiele auf d. Sandanger.

R meefolzvhietteie
mit pa. eorblatt

Hölzer 22e ein wen Bosoblen an
Heute abend 9 Uber

Geter Blut
8pertt v. Joh. Strauß.

e kuny Summe
Vorverk. v9-1 u. b.

nung

Korialdemobratigcher Verein für

Halle-Saaltreiß X P. I)

Nittwoeh, 16. Juli, nachm. 3“/2 Uhr,
im Volkes npark, Burgstr. 27:

Ander-fest
Eintrittskarte für Erwachsene 30 P.

Kinder Maben krelen Eintritt
Eintrittskarten nur im Volkspark beim
Eintritt. 2577 Der Vorstand

Im Edlson ſheater, iedern.

hente, den 15., bis Donnerstag, deo 17. Jlwo 3nde und Gäſte in F]ne feufllsche Hetzjagd, Seerattem Drama

Freitag, den 18. Juli
nach der Turnſtunde:

Versammal wung
im Bolksvark.

Sonnabend, d. 19. Juli,abends s Uhr
Vorturner-Sit ung

im Bolksparhk.
Sonntag, den 20 Jult:

Ausflug nach Nietleben
zum Sehauturnon.

Abmarſch Uhr vom
Hettſtedter Bahnhof.

Tonuriston Verein
„Dle Aaturfreunde

ereinslokal;
Rieoboek Bräu.

Donnerstag, 17 Juli
reſfen im neuen Stadt

heim, Kl. Berlin 1.
Sonntag, den 20. Juli:

aundernng n. Jöſchen.
marſch öUdr ttiner

plag, Uhr Ranniſcherpiag, 7 livr: Riebeckvlag

Halle S.)
Jeden Dienstag und

858 Uebungsſtundenm J laudereche Auguſteſtraße
Jeden Freitag nach dem

u. 15 r Monatsereinsabend daſelbſt
Sonntag, den 20. Jukt

no rigbfadrt 6 Uhr iräüd nach

Bitte n
Anneher heetane Bars

kern Mr. Be
Srtueg. den 25 Jnli

abends 7 Uhr. im Volks
park

Versammktnung.
Um zahlreiches Erſcheinen
eriucht Der Vorſtand.

v 839

D IIereinslok. Gold, Kette.onnab, Uebungoſtunde.
eden Sonnabend nach

dem 1.: Verſammlung.
T

Freitag, den 16. Jult,abends Uhr d
Versammlung

bei Köppchen.
Arb.-Sawsritter-Kol. Kalie
Jed. Mittwoch nach dem

und 15. Uebungsſtunde
in der „Goldenen Kette“.

[Ammengorf.
Ardeiter Cerady Vereh

EIIIIIE TDienstag Singe stande
Der Vorſtand.

Anfang und 380 Uhr.

Der Stelrer Tonl, Scmogoler- Drama.
Ich versichere Sie, Hänoreske l. Abt.
Das Getstardaut auf hellem e Be

reise: 60, 78, 90 P.
Aittwoaeh Jugend roreateliuug. Anfang Uhr.

ſRunrdoſeairer dent d

Ring der 3 Wünſche Furneten
naliſtiſchem Einichig. Jn der trolle:3 kſch Tivor? M olblasl.

I Sannes Rillionengründung. er
in 3 Akten mit Hanunn Briukiuenu.

Stadttheater.
Fnerg. den 15. Juli!910,
Anfang 7 Udr, Ende 10 Uhr:

Zer Ring des Hlhelungen
Vorabend

Das Rheingold
von Richard Wagner.

Gäſte: 2590Kapellmeiſter 4 Reiner, Dresden,riedrich St. ammerſänger, Dresden.
ritz Vogelſtrom, Kammerſänger OHresden.
rn VPoſſony, Leipzig, Eugen Alb Leipzig.
r r, Kammerſänger, Dresden,

erans teipzig,ida Schreiber Kaniwerfängerin, Leipzig.

Mittwoch, den 1I6. Juli 1910Anfang 7 Udr, Ende nach 10

Stein unter Steinen,Schauſpiel von Hermann Sudermann.
Anfang 6 Uhr: Die Walkäre.

reitag: Alt-Heldelberg-
onngobend, Ankang 6 Udr: Slegfrioed.
onntag abend: Der Zigeunerbaron.

Bad Weint
Sohränke

m rn W m
E.

ausgekährt vom Kuchen
Seiſert-Orehester. und einzelne Möbel

Leitung Mu ikdivekrorRiebard Seifert v jeder Art
AMAihtarmusik mee a. I empdSeohdlt in oseör Aus-

Tinerites preiso: 2441wahl
Far Erwachsene 75 Pf.
FPar Kinder 40

Naebazahiung e 7
pt m ebeliabrik

Xin der 25 Gr. Märkerstrauss 26am Kateskeller.

[merseburg.

m

Jeden 1. Donnerstag
im Monat, abds. 7 Uhr

gugn p. e
C Eisieven.

nntag, vorm. 8 Uhrt eBingestunde.
Der Pocßand.

abgehen vent e00 O o
Achtung! Achtung!

Landarbeiter Verhund Pahne

Mittwoch, den 16. Juli, abends 8 ühr,
im Lindenhof in Osmünde:

Landarbeiter Verſammlung

Tagesordnung: *1730
Stellungnahme zur Alkordarbeit

und Regelung der Löhne der Dienſtboten.
Um zahlreiches Erſcheinen bittet

Der Vorſtand.
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Nr. 163. 30. Jahrgang.

Aus dem Stadtverordnetenſaal.
Schule und Polizei das waren die beiden bedeutſamen Gegen

tände, um die in der fünf Stunden dauernden geſtrigen Stadt
erordnetenſitzung gründlich und heftig geſtritten wurde. Die
5chule innerlich und äußerlich zu reinigen war das Ziel, das ſich
ie Sozialdemokraten ſtellten. Die Redner der Unabhängigen
»derten Herabſetzung der Klaſſenfrequengz, vor allem aber eine
ründliche Reform des Unterrichts. Der Lehrplan muß endlich
on dem ſogenannten religiöſen und patriotiſch-hohenzollernſchen
zuſt (den man Geſchichtsunterricht nennt) geſäubert und dann
roderniſiert werden. Unſere Genoſſen faßten das ganze Problem
er Erziehung großzügig an und forderten als Endziel die
rbeitsſchule. Aber ſie blieben letzten Endes allein, denn

hon die Rechtsſogialiſten waren bei ihren Wünſchen recht mäßig
nd vertraten keine klaven Jdeen in klarer Form. Bei den Bür-
erlichen und natürlich bei der reaktionären Brendelſchen Schul
itung ſtießen die grundſätzlichen Reformpläne auf Verſtändnis-
»ſigkeit und Widerſtand, ſo daß in abſehbarer Zeit für das
alliſche Schulweſen nicht viel zu hoffen iſt. Erſt wenn der
rendelſche „Geiſt“ einmal aus dem Syſtem geblaſen iſt, wird

z Fale die Bahn für ein ſoziales Erziehungsweſen freige
tacht haben.
Eine blamable Niederlage holten ſich die Demo
raten. Um wenigſtens einen kleinen äußeren Fortſchritt zu
zielen, ſtellten unſere Genoſſen den Antrag,
die Kriegs und Kaiſerbilder ans den Schulen zu entfernen.
a griffen ſie in ein Weſpenneſt. Der Demokraten (l) bemäch-
gte ſich Unruhe, Uebelſein und Seelengrimmen. Jn heftigem
orn ob ſolcher „Schmähungen“ der Hohenzollern ließen die
Demokraten“ alle Künſte der „Logik“, der Anklage, der Drohnng
ad Entrüſtung ſpielen. Es war ein köſtliches Schauſpiel, z. B.
n „Demokraten“ Carlsſon, der den ſogenannten „Bund der
epublikaner“ gegründet hat, für Beibehaltung der Hohenzollern
lder in den Schulräumen fechten zu ſehen. Noch übler war das
piel des demokratiſchen Fraktionsführers Herzfeld, der einen
jertanz von unſagbarer Komik aufführte und mit der Logik in
itzfindigrabuliſtiſcher Juriſtenart Fangball ſpielte. Brauſendes
elächter erſcholl zuweilen über dieſe unvergeßliche Komödie der
„Demokraten“ zur Rettung ihrer geliebten Kaiſerbüſten in den

chulen. Geſchloſſen und mit todesmutigem Ernſt ſtimmten
imtliche Bürgerliche gegen unſeren Antrag auf Säube
ing der Erziehungsräume ſie wollen auch weiterhin Mon
chen und Kriegsverherrlichung in die Seelen der Kinder pflan
n. Aber unſere Genoſſen mit den Rechtsſozialiſten hatten die
ehrheit, ſo daß der Antrag Bock angenommen wurde. Nun
ird man ſehen, ob ſich Herr Brendel dieſem Beſchluſſe fügen
er die Kaiſerbilder zum Trotz in den Schulen weiter hängen
ſſen wird. Nach den Ferien werden wir inſpizierenl!
Mit dem Halliſchen Polizeiſyſtem wurde eine friſch
öhliche Abrechnung gehalten. Der Oberbürgermeiſter iſt Polizei
ef, aber als ſolcher Staatsorgan. Er zog ſich ſtets auf dieſe
oſition zurück, ſo daß die Stadtverordneten wohl die Gelder für
e Polizei bewilligen mußten, aber in Polizeidingen nichts kriti-
ren durften. Gegen dieſen unwürdigen und beſchämenden Zu
d rannten unſere Genoſſen an. Es gab eine große kommunal-
chtliche Debatte, die den bisherigen Machthabern zeigte, daß mit
m jetzigen Stadtparlament nicht mehr ſo gut Kirſchen eſſen

wie mit der ſeligen Dreiklaſſenſtube. Dieſer veränderte Zu
d der Dinge hat ſogar das ſtarre Polizeigewiſſen des Ober
irgermeiſters mürbe gemacht. Er bekannte hoch und heilig, daß

gern die ſtaatliche Polizeiverantwortung los ſein möchte und
t einer Kommunaliſierung der Polizei zuſtimme. Vielleicht
len unſere Genoſſen bei Beratung des Polizeietats einen dahin-
henden Antrag. Von ſich aus kann die Stadt die Polizei frei-
h nicht ſelbſtändig übernehmen, dazu bedarf es eines Staats
fetzes. Aber die Halliſche Poligzeiverwaltung hat geſtern ge
erkt, daß ſie ſich jetzt unter keinen Umſtänden mehr als abſoluter
err über die Halliſche arbeitende Bevölkerung aufſpielen darf.
as war eine gute und eine notwendige Lehre.
Vom ſtädtiſchen Etat wurden mehrere Abſchnitte beraten, doch
ird eine Generaldiskuſſion über die Stadtpolitik erſt in
n nächſten Sitzungen erfolgen. Um 95 Uhr wurden die Ver
mndlungen wegen „Hungers' der Stadtväter abgebrochen.

Sitzungsbericht
unächſt wurden einige Urlaubsgeſuche genehmi Die Ein

be des Volksbundes, bei der Heimkehr der Gefangenen den
ahnhof zu ſchmücken und Liebesgaben zu verteilen, wurde dem
aushaltsausſchuß überwieſen. Dazu ſollen 50 000 Mk. bewilligt
erden. Der Deutſche Bauarbeiterverband fordert, daß die längſt
ſtätigte Kontrollperſon endlich eingeſetzt werde. as Geſuch
urde dem Magiſtrat überwieſen.

Erhöhung der Gaspreiſe.
Zur Beratung ſtand als erſter Punkt die Magiſtratsvorlage,
e wir t ausführlich erörtert haben. Hervorzuheben iſt, daß
r Einheitspreis für Gas zu Leucht, Koch und Heizungszwecken
n 11 Pf. erhöht werden muß, von 29 Pf. auf 40 Pf. Die et
rhöhung wurde durch Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften im
pril 1918 von 20 Pf. auf 29 Pf. durchgeführt. Die geſteigerten
ohlenpreiſe, Arbeiterlöhne und Gehälter machen eine Reu-
höhung notwendig, denn im Geſchäftsſahr 1019 müſſen beim Ver
uf von Gas 852 000 Mk. aufgebracht werden. Der ganeh
isſchuß beantragte Zuſtimmung. Nach kurzer Begründung durch
n Stv. Weſchke wurde einſtimmig entſprechend beſchloſſen.

Erhöhung der Waſſergebühren.
In ſeiner Vorlage beantragt der Magiſtrat, die Waſſergebühren
m Oktober 1919 an von 24 Pf. auf 28 Pf. zu erhöhen. Seit der
ten Erhöhung ſei eine erhebliche e beſonders der Ar
iterlöhne und der Materialien eingetreten, die eine weſentliche
rhöhung verſchiedener Ausgabepoſten des noch nicht genehmigten
aushaltsplanes notwendig machten. Die Geſamtausgaben für
)19 erhöhen ſich um 96 000 Mk. Dieſe Mehrausgabe könne nur
urch Mehreinnahme gedeckt werden. Auch hierzu beantragte der
aushaltsausſchuß Zuſtimmung. Str. Borges empfahl die An
ahme der Ratsvorlage. Hierzu war folgender Antrag eingegangen:

„Der Magiſtrat wird erſucht n u treffen, die verindern, daß die Hanusbeſitzer den Mietern Rückvergütungen für
s Waſſergeld gbforpern, die r tatſächlichen Aufwendungen weit
berſchreiten. Das kann erreicht werden durch entſprechende Vor-
hriften, entweder in der Ordnung betreffend die Erhebung der
ſebühren für Benutzung der ſtädtiſchen Waſſerleitung vom 17. Mai
397, oder auf Grund der Bundesratsverordnungen über die Miet
jnigungsämter und das Wohnungsweſen oder durch beides.“

v. Kleeis: Die Hausbeſitzer dürfen die Gebühren nicht auf
ieter abwälzen. Sie ſind m ſo ganz unſchuldig. Den
hern iſt ſede Gelegenheit willkommen, die Mieter zu ſtei

rn
Stv. Weihe Fch vertrete nicht die Jntereſſen der Haus

eſiber, aber n das decht nach beiden Seiten belenchten.
die Gas und We hgaben betragen heute 8 Prozent der Miete.
Str. Hildebrandit: Die Hauswirte haben im letzten Jahre

edeutende Steigerungen vorgenommen auf Grund der Gaspreis-Es Rüſſe b
rhöh

ext werden. bis dieſe Frage ger ei, Der Antrag müh t er. Es Se

Nach weiteren Aus der Stov. Wittig, Borges und
Kleeis wurde der Antrag dem Rechts und Ver ehe
überwieſen. Die Magiſtratsvorlage wurde dann einſtimmig an
genommen.

u d Kleinere Vorlagen.u der Eingabe des Halliſchen Bürgerausſchuſſes wegen Ergän-
ung der Stadttheaterdeputation durch Fachleute, beantragte der
ateran en e Dr. Bund begründete die Eingabe und ſtellte ntrag, in Zukunft die Deputation auf 10 Mit

zu erweitern, wovon 2 Mitglieder dem Magiſtrat und 4 dem
tadtverordnetenkollegium angehören ſollen. In dieſerwurde der Antrag angenommen. 9 ſer Faſſung

Aenderung der Hundeſtenerordnung.
Der Ragiſtrat hat beſchloſſen, den Kriegsblinden für Hunde die

von ihnen zu ihrer Unterſtützung gehalten werden, auf Antrag
Steuerfreiheit ewähren und demgemäß die Hundeſteuerordnung
für die Stadt Halle durch Nachſtehendes zu ergänzen: „Steuerfrei
heit wird auf Antrag für die Hunde gewährt die von Kriegsblinden
zu ihrer Unterſtützung gehalten werden. Der Haushaltsausſchuß
erſuchte um Zuſtimmung. Stv. Bretſchneider ſtellte den An
trag, das Wort Kriegsblinde in Blinde zu verallgemeinern. Dem
wurde widerſprochen und von dem Str. Gerig gewünſcht, dafür
„unbemittelte Blinde“ zu ſetzen. Mit dieſer Aenderung wurde die
Vorlage angenommen.

Die demokratiſche Fraktion hatte den Antrag geſtellt. den pen
ſionierten Polizeibeamten die V ſo lange zu laſſen, bis
wieder normale Zeiten eingetreten ſind. Nach kurzen Ausführungen
ron Stadtrat Wurm und den Str. Kürbs und Splett wurde
dem Antrag ſtattgegeben.

Ohne Ausſprache wurde auch dem Beſchluß des Haushaltsaus-
ſchuſſes zugeſtimmt, zur Selbſtbeſchaffung der Dienſtkleidung für
Steuer-, a eber und Boten 200 Mk. zu bewilligen.Aus den Zinſen des Schmidtſchen Le atenſents ſoll der Krüppel-
Heil und WBildungsverein für den Regierungsbezirk Merſeburg
500 Mk., die Hauspflegekommiſſion des Deutſch- evangeliſchenFrauenbundes, Ortsgruppe Halle, 625 Mk. erhalten. Stv. 1 eeis

bemerkte, die Hauspflege müſſe auf eine andere Grundlage geſtelltwerden. Stadtrat Döbel mann antwortete, ſeit dem Kriege ſei
durch den Geburtenrückgang die re weniger beanſprucht
worden. Zweifellos ſei eine Zurückhaltung der Bevölkerung zu be
merken. Stv. Frau Krüger erwähnte einen Fall, wo ein Arbeiter
für die Hauspflegerin ſeiner tuberkulös erkrankten Frau täglich
1,30 Mk. und das Eſſen aufbringen mußte. Die Pflege müßte un
entgeltlich ſein oder gegen geringe Entſchädigung gewährt werden.
Pirgen d ktratdbeſcotuß wurde ſ dem Sozialen Ausſchuß über
wieſen.

Der Entwurf des Haushaltsplanes der Bethcke-Lehmann-
Stiftung, der für die r auf 127900 Mk. und für das
Jugendheim auf 20 200 Mk. feſtgeſetzt iſt, wurde nach kurzer Be
gründung angenommen.

Städtiſcher Haushaltsplan.
zerrt Oſterburg ſtellte den Antrag, die Generaldebatte zu er
öffnen.Vorſteher Hennig: Wir haben das dringende Bedürfnis, in
vier Wochen die Etatsberatungen zu erledigen. Es liegen dazu
ganze zwingende Gründe vor. Wir haben nicht immer am Anfang
die allgemeine Ausſprache eröffnet.

Stv. Stöckel Wir wollten in dieſem Jahre von der Debatte
abſehen. Andernfalls bitten wir aber bei Kapitel 6 oder am Schluß
die rig eröffnen, da wir völlig unvorbereitet ſind. Stvv.
Splett und Kleeis ſchloſſen ſich der e an.tv. Koenen: Entweder beginnt die Generalausſprache vor
den Etatsberatungen oder überhaupt nicht.

Stv. Keil Es entſpricht der parlamentariſchen Gepflogenheit,
daß, wenn die anderen Parteien die Zurückſtellung wünſchen, dies
geſchieht.

Der Antrag Oſterburg wurde ſodann abgelehnt.
Stv. Gelhaar begründete den Etat des Schlacht und

Viehhofs und empfahl im Auftrage des Haushaltsausſchuſſes
deſſen Annahme. Ohne Ausſprache wurde dem beigetreten.

Auch der Etat der Grube Karl Ernſt wurde angenommen.
Die Einnahmen und Ausgaben decken ſich. Stv. Oſterburg
Vee den Wunſch aus, daß die 8 Millionen Preßſteine auch im

ntereſſe der Halliſchen Bevölkerung verwendet würden.
Zu dem Kapitel Friedhofsverwaltung wurde vom Stv.

Bock der Antrag geſtellt: Die Stadtverordnetenverſammlung be-
auftragt die Sozialiſierungskommiſſion, die Verſtadtlichung des
Begräbnisweſens vorzubereiten.“

Stv. Bock: Der Antrag begründet ſich von ſelbſt. Trotzdem wir
eine Sozialiſierungskommiſſion haben, wartet der Magiſtrat auf
reichsgeſetzliche Beſtimmungen. Da können wir noch lange warten.
Die Kommunen können ſelbſtändig ſogialiſieren. Es iſt nicht wahr,
daß wir im Tode gleich ſind; auch da haben wir die Klaſſenbeerdi-
gungen. Jn der eig iſt das Begräbnisweſen ſeit Jahrzehnten
kommunaliſiert.

Der Antrag wurde I und der Sozialiſierungskommiſ-
ſion überwieſen. Auch die Vorlage wurde gemäß dem Haushalts-
ausſchuß angenommen.

Stv. Hoe berichtete dann über die Kapitel Höhere Schulen
und Frauenſchulen. Er begnügte ſich mit einer knappen

Halle (Saale), 15. Zu 1919.

Von rer Seite aber ſind uns immer die
worden. Sie haben heute kein Recht, und chri
und Belehrungen zu geben.

Str. Oſterburg verlangte vom
wortet, ob weitere

gemach
zu machen

rateubauten in h a er
noch die Hälfte deſeien. Jn fünf bis ſechs Jahren werden vwur

in ſern d he Seit wer Bee eeuten rabgeſetzt w iſchichtsunterricht muß aus der S verſchwinden. rig Lehr.
mittelfreiheit muß verallgemeinert werden. Es fehlt uns auch einVerwaltungsbericht. Für die Schulhausneubauten ſind über 70 000
Mark eingeſetzt worden; dieſe Summe müßte bedeutend erhö
werden. Jedenfalls muß der Herr Stadtrat beachten, daß wir nicht
mehr im Obrigkeitsſtaate leben, daß den neuen Jdeen Rechnun
getragen werden muß.

Stv. Bock: Genau betrachtet iſt auch die Schulfrage eine Mac
frage. Denken Sie an die Behandlung der Schulfrage im al
Obrigkeitsſtaate. Wä rend des Krieges hat ein amerikaniſe
J ſagt: Den Krieg hat der deutſche Schulmeiſter verlor
da Amerika herrſcht ein ganz anderer Begriff von perſönlic

reiheit als in Deutſchland. Leider beſteht der alte Geſchick
unterricht prte noch, die alte hohenzolleriſche Geſchichtsgliederi
iſt noch Geſetz. Ich war in einem Reformgymnaſium, wo noch
Bild Wilhelms II. an der Wand hing. Es lebt tatſächlich heute r
in jenen Kreiſen der Gedanke, daß über kurz oder lang die al
Zuſtände wiederkommen würden. Wir wollen die Erziehungen
geſtalten. Wir wollen einen Abſcheu vor dem Kriege in die Se
der Kinder legen. Wir denken uns den Geſchichtsunterricht g
anders, wir wollen ihn lebendig machen. Die Kinder müſſen
Urſachen und Wirkungen kennenlernen. ch beantrage hier
daß der Magiſtrat erſucht wird, die Kriegsbilder und die Kai
bilder So m m zu entfernen.Stv. Splett: ir verurteilen es ganz entſchieden,Schulfrage eine Machtfrage wird. vo

Stv. Oſterburg: ir erziehen jedt unſere Kinder n
unſeren Anſichten. Wenn der ulrat unſerer Forderung n
nachkommt, werden wir wiſſen, was wir zu tun haben. Das Sch
arme muß beſſer ausgebaut werden.
„Stv. Manſchewſky: Man darf nicht nur vom rein ſo

liſtiſchen Standpunkt ausgehen. Die Hohenzollern haben e
Menge von großen Männern Wir wollen tKaiſer nur Gerechtigkeit widerfahren laſſen.Stv. Koenen: Vn Berlin iſt der Antrag bereits durchgefü
daß die Bilder Wilhelms II. zu beſeitigen ſind. Dieſe Bilder kön
ihm doch jetzt keinen Vorteil mehr bringen. Laſſen Sie doch J
reaktionären Gefühle ruhen und machen Sie Zhrem demokratiſc
Herzen Luft. Die Statiſtik der Kinderſterblichkeit muß in Betr
gezogen werden, wenn noch neue Schulklaſſen eingerichtet wer
ſollen. Das Sinken kann ſehr ſchnell vor ſich gehen; ſo könnendann eine neue Klaſſeneinteilung vornehmen. Jn der Kommiſ
ſitzen reaktionäre Leute. Die realen Dinge ſollte man den Kind
vortragen an Stelle von Geſchichte und Religion. Nachdem
den Krieg ſo jämmerlich verloren haben, müſſen Fir ſagen,
damit Schluß gerpatht wird.

St S etanere heſe en uſ das tieffte. SchIch bedauere dieſe Aeußerung au efſte. c
Ste die Gefühle derer, die anders denken als Sie. Was die f
hundertjährige Monarchie geleiſtet hat, wiſſen wir, was die
Monate alte Republik noch leiſten wird, wollen wir ſehen.
Schuld an dem verlorenen Kriege hat, wollen wir ar behand

Stv. Bock: Unſer Jdeal iſt die Arbeitsſchule, die ganz anausſehen wird als die Einheitsſchule. Die Schule iſt nur ein S
des geſellſchaftlichen Ueberganges. Wenn Manſchewſky geſagt
die Hohenzollern hätten viel geleiſtet, und wenn er beſonders
ſo hohe Meinung von Wilhelm II. hat, ſo empfehlen wir ihm
neueſte Literatur. Jch habe keine große Meinung von der De
kratie, die hier zum Vorſchein kommt. Die alten Demokraten,
Joh. Jakobi und Ziegler, würden ſich im Grabe umdrehen.Stadtſchulrat rendel: Jch handle meiner Ue
zeugung und habe nur das W t der Schule in Ausſicht. Ma
Sie was Sie wollen mit mir, ich ändere mich nicht. Wenn der
trag, die 50 000 Mk. für Schulneubauten auf 100 000 Mk. er
werden ſollen, ſo hat der ni dagegen.

Stv. Carlsſon: Was über Wilhelm II. woiſt, e W als Klatſch bezeichnen. Wir ſind nicht berufen üben
Geſchichte der Hohenzollern zu urteilen; ſ Sie unſere
fühlel! (Zuruf: Sie haben den Bund der Republikaner gebilt
Jch habe auch nicht von Kaiſer Wilhelm geſprochen ſondern nur
den Hohenzollern.
ptgnerag des Stv. Ziegler auf Schluß der Debatte w

abgelehnt.Stv. Knauthe begründete folgenden Dringlichkeitsant
„Der Magiſtrat wird erſucht, der Halliſchen Sozialiftiſchen
dentengruppe für ihren am 18. Juli beginnenden einmonatl
Bildungskurſus für Arbeiter einen 70 bis 90 Perſonen faſſe
Raum zur Verfügung z ſtellen.“ Nachdem der Stadtſchulra
gegen und Stv. Müller dafür geſpro hatten, wurde der

trag angenommen. ßStv. Knauthe: Die Rovembergruppe deutſcher Künſtle
Berlin hat ſich in ſcharfer Weiſe gegen die Kaiſerbüſten und

Wiedergabe des Zahlenmaterials.
Stv. Wilke:

feſſionellen Schule. In der Verſammlung im Volksparkerklungen nach der Eintzeitsſchute. Die rundſchule ſoll einmal die

Frage kommen. Durch die Einführung der kollegialen Schulleitung
können die Schullaſten gemindert werden. Auch bei den
ſchulen kann geſpart werden. Keineswegs darf die Aufwendung
für einen minderbegabten Schüler größer ſein als für einen nor
malen. S laſſen ſich hier 46 000 Mk. Erſparniſſe machen.

Stadtſchulrat Brendel Ueber den Ausbau der Einheitsſchule
eben die Meinungen auseinander. Wir ſind gegwungen, die koneſſionelle Schule ßeſgubebalten bis zur Entſcheidung der Zentraf-

regierung. Der Redner ſprach noch über die Hilféſchulen. Für der
Grundſchule habe er die Anweiſung gegeben, nur tüchtige Kräfte
zu verwenden.

Stv. Koenen Wir find immer für die Hilfsſchule eingetreten
und müſſen für die armen Opfer der ſozialen Verhältniſſe ſorgen.
Vom ſozialiſtiſchen Standpunkt aus müſſen wir beſchließen, daß
neue Kräfte an die Volksſchule kommen. Perſonen, die ſich nicht
eignen, muß man ſofort beſeitigen. Wir kommen bei den Volks
ſchulen noch darauf zurück.

Stv. Splett ſprach über die Hemmniſſe im Schulbetrieb. Der
Hauptgrund liegt in der Erziehung. Die Sozialiſten würden ſich
große Verdienſte erwerben, wenn ſie das Intereſſe für Schulgrbeit
wieder weckten, das Gewiſſen der breiten Raſſen für ihren Nach
wuchs.

Siv. Bundt: Machen Sie die Erſparniſſe nicht an der falſchen
Stelle. Die Minderwertigkeit findet man auch in den beſſeren
Kreiſen. Für die Minderwertigen muß beſondere Fürſorge go
troffen werden.Stv. Koenen: Wir müſſen die Answüchſe der UNeberkultor
beſeitigen. Die ſogenannten beſſeren Schichten wollen ihre Kindes

Vorſchulen erſetzen. Hierfür dürfen nur die tüchtigſten Lehrer in

nicht in die Grundſchule ſchicken. Wir müſſen zu einer Sleichmäßig
keit im Unterricht kommen. In einigen Jahren ſind die Gchwierig
keiten mit der Grundſchule beſeitigt.

Stv. Splett:Die Kinder en nur ein Notbehelf. Die Hausfrau ſoll wieder
Mutter werden. Sie ſoll aus den Berufen wieder ins Haus zurücs.
(Zuruf; Sagen Sie das zu Jhren Leuten

Stv. Frau Kr e Daß die Zuſtände ſo ſind, iſt doch Jhte
Schuld. Nur die Sozialdemokratie hat immer für die J erbeſſerung
der Lage der Frauen gekämpft. Vor dem Krieg es 11 W
lienen erwerbstätige Frauen und während des Krieges haben S

rauen in die Munitionsbetriebe gezwungen. Dadurch find dje Entſcheidung Über die geſamte a vaſ die nber verroht. Wir würden ans gern um die Erziehung unſer4 deshalb tordern wir Nerkünenng 7

Die Aenderungen müſſen von innen ausgehen

dotieren, daß hieſige

kaiſerliche Kunſt gusgeſprochen. Jch würde empfehlen, wir p.
die ganze Porzellan und Konditorarbeit der Hohenzollern

Wir fordern die ſchnelle r r Kunſtwerke W zur Herr Schrader übermittelt ſie mit
Ergebenheitsadreſſe na olland.t. Herzfeld: d e den Perſonenkultus, beſonders
an lebenden n der iſt bei uns leider etwas zu reichlich
trieben worden. Der Antrag von Bock kann von uns nicht un
ſtüßt werden. Es gibt Kriegsbilder, die die Schrecken des Kr
eigen und den Lehrern bei ihrem AnſchauungsunterrichtKienſte leiſten können. Entweder ſtellen Sie den r

zurück. oder Sie überweiſen ihn einem Ausſchuß. Der Ar
auf Schluß der Debatte wurde angenommen.

In einer perſönldhen Bemerkung ſtellte der Str. Bock die
würfe des Herrn an der Hand von Beweismat
richtig. Der Antrag Vock wurde angenommen. Die Demokr
ftimmten geſchloſſen dage n.Das Geſuch des Herrn Fretſaneide r um Genehmigung
Einrichtung eines Familienbades wurde von dem Stv. Ment
befürwortet. Für die arbeitende Bevölkerung bedeute die Errich
eines Familienbades einen willkommenen Erſatz für das Se
Der Magiſtrat wird erſucht, der Polizeiverwaltung die Erlar
zum Betrieb re i t Pypaulegen. ſofern die erfs
lichen Vorausſetzungen erfüllt werden.Str. Oſterburg: Der Beſchluß befriedigt mich v
ich wünſche, das Geſuch dem Magiſtrat zur rückſichtigun
überweiſen. e

Stv. Hildebrandt: Wir dürfen uns nicht immer
laſſen Das geht nicht aus formellen Gründen.“ Jch bin i
zeugt, daß die Polizgeiverwaltung ausführt, was der Oberbürger
meiſter anordnet. Das ausführende Organ iſt der Magiſtrat, der
den Oberbürgermeiſter beauftragt, ſeine Anordnungen a
zuführen.t. Herzfeld: r mich iſt die formelle Frage nebenſächlichde reſe e über S eines a e das abe
ben der Stadt errichtet werden müßte.

Folgender Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion wurde ar
genommen: Zur bevorſtehenden Anſtellung eines Berufsberater
Zeantragen wir: „Für die Stelle kommen nur Männer un
Frauen in Frage, die pädagogiſch pſychologiſch vorgebildet und mi
den Halliſchen Verhältniſſen vertraut ſind, die ſich in der Beruf
beralung bereits vetätigt und mit der hieſigen re mit
der ſie arbeiten ſollen, engſte Fühlung haben. Die Vorſchläge de
durch den Halliſchen Kreisleheerrat vertretenen Halliſchen Lehre
haft ſind in erſter Linie zu v Das Amt iſt ſe

Rektoren, Lehrer und n es über
zu ehinen können, ohne eine Minderung ihres
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inderer Antrag auf Beſetzung des Städtiſchen Jugendamtes
em Leiter iſt erledigt, da die Stelle ſchon vergeben iſt.
rak. ion der U. S. P. richtete folgende Anfrage an den Magi-
„Jſt dem Magiſtrat bekannt, daß die Polizei dem Arbeiter
imverein am Donnerstag, den 12. Juni, und Montag, den
i, bei ſeinen Badeübungsſtunden im Florabad die Teil-
von Damen und das Zuſchauen von Damen verboten hat?
denkt der Magiſtrat zu tun um in Zukunft einen derartigen
ichen Uebergriff zu verhüten?“
ieſer Anfrage erklärte der Oberbürgermeiſter, er wiſſe
pt nichts davon. Stv. Oſterburg und Hildebrandt geißel-
charfen Worten das Verhalten der Polizei. Oberbürger-
Rive: Sie kennen das Verhältnis von Polizei und Magi-
ſie Revolution ſoll auf jeden Fall Ordnung bringen! Wenn
es nicht mehr gelten ſoll, was heute beſteht und Neues nicht
en wird, das bedeutet ja die Unordnung. Die Polizei ſoll
etlichen Angelegenheiten regeln. Wir müſſen das, was im
ſteht, erfüllen. Mir iſt die ganze Polizeigewalt eine meiner
nehmſten Pflichten. Nachdem noch die Stv. Müller,
andt und Splett polemiſiert hatten, wurde ein Antrag auf
der Debatte angenommen. Schluß der Sitzung 10 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 185. Juli 1919.

Die politiſchen Betriebsvertrauensleute der A. S. P.
nerden für Mittwoch, abends 8 Uhr, im Volkspark zu einer wich-
gen Beſprechung eingeladen. Jeder Betrieb muß vertreten ſein;
i größeren Fabriken muß jede Abteilung ein bis zwei Genoſſen
tſenden. Verbands und Mitgliedsbuch ſind mitzubringen

Sozialiſtiſche Studentengruppe. Heute, Dienstag, 15. Juli,
ends 7 Uhr, im Volkspark (Kolonnade) Eröffnung des Bildungskurſus.

Nittwoch, 16. Juli, abends 8 Uhr, im Nikolaus „Das Gewerkſchafts-
veſen im Rahmen der modernen Arbeiterbewegung“, Mittwoch, 23. Juli,

abends 3 Uhr, im Nikolaus „Marxſche Theorien“, Mittwoch, 30..Juli,
bends 8 Uhr, im Nikolaus Semeſterſchlußverſammlung.

Der Arbeitsausſchuß.
Reichs-Sicherheitspolizei. Während die Arbeiterſchaft energiſch

arauf drängt, daß der Polizeibetrieb kommunaliſiert wird, ſcheint ſich
die Reichsregierung mit ganz anderen Plänen zu trägen, denn es
eißt, fie wolle eine einheitliche Reichs-Organiſation der Sicherheits-

4zlzet Mann e r r.dir meinen, der Unſicherheit wird man nicht eher Herr werden, bis
nicht der Grund der Unſicherheit, das ſoziale Elend, beſeitigt iſt. Es
iſt bezeichnend, daß man glaubt, mit Polizeimaßnahmen die Er

inungsformen des ſozialen Elends bekämpfen zu können. Wenn
etzt erklärt wird, man wolle andere Zweige des Polizeiweſensmmunaliſieren, ſo muß die Arbeiterſchaft verlangen, daß auf jeden

ll der Sicherheitsdienſt Aufgabe der Kommune iſt, und daß alle
rſuche, auf dieſe Weiſe eine Garde gegen die Arbeiterſchaft zu

ſchaffen, wenn Noske nach den Beſtimmungen des Verſailler Friedens
abbauen muß, auf den ſchärfſten Widerſtand ſtoßen werden.

AufUnterbringung von erkrankten Kindern in der Schweiz
Wunſch der deutſchen Geſandtſchaft in Bern hat Prof. Dr. Abder-
halden die Zentralſtelle in Deutſchland und ſpeziell in Norddeutſch-
land für die Unterbringung von deutſchen Kindern im Alter von 9
bis 14 Jahren und im beſonderen der tuberkulöſen Kinder in der
Schweiz übernommen Die Geſchäftsſtelle befindet ſich Magdeburger
traße 21. Hur Zeit ſind Anmeldungen ohne Erfolg, weil die

4000 Plätze in der Schweiz in der letzten Zeit voll beſetzt worden
und ferner auf der Geſchäftsſtelle etwa 300 Kinder angemeldet ſind.
Der erſte Extrazug wird am 29. Juli von rlin abgehen und dann
die bereits in der Schweiz angemeldeten Hallenſer Kinder auſnehmen.

Erhöhte Kurkoſten in den Kliniken. Jnfolge der zunehmenden
Teuerung iſt der bei den Unverſitätskliniken zur Erhebung kom-
mende Teuerungszuſchlag zu den geltenden Sätzen für Kur undVerpflegung, ſoweit dieſe nicht vertraglich feſtgelegt ſind, vom
1. Juni an von 1,50 Mk. auf 2 Mk. für den Kopf und Tag erhöht
worden.

Für Angehörige von Kriegsgefangenen im Südoſten. Eine
Gelegenheit zur ſicheren Beförderung von Briefen und n
karten an unſere kriegsgefangenen deutſchen Landsleute in Bukareſt,
Kronſtadt und Temesvar bietet ſich dadurch, daß Schweſter Anita,
Berlin, Potzdamer Platz, Hotel Fürſtenhof, in 14 Tagen bis 3 Wochen
als Leiterin eines Lazarettzuges ſolche Poſtſachen mitnehmen will.
Alle dieſe Poſtſachen ſind mit der genauen Anſchrift des Kriegsge-
fangenen zu verſehen und in einem Briefumſchlage frankiert möglichſt
ſchnell an die vorgenannte Adreſſe in Berlin abzuſenden.

Uevbertriebene Gerüchte. vielfachverbreitet, denen gemäß die Arbeiter der Zuckerraffinerie Halle ſehr
große Mengen Zucker teils erhalten, teils kaufen können, und es wird
ihnen dann übel vermerkt, daß ſie anſcheinend von dieſen nichts weiter
abgeben und andere nicht mit Zucker beteilen wollen. Es ſei
daher hervorgehoben, daß die Arbeiter der Zuckerraffinerie Halle Zucker
nur nach genauer Anweiſung der Reichszuckerſtelle erhalten dürfen,

Jn der Stadt ſind vielfach Gerüchte

und daß von ſolchen Mengen, wie oben genannt wurden, garnichtdie Rede ſein kann. Es haben z. g. im laufenden Jahre bisher 2

Verteilungen ſtattgefunden, bei denen Unvekheiratete Na Kilogramm,
Verheiratete mit à Kindern 5 Kilogramm und mit mehr als 4 Kindern
7 Kilogramm im ganzen erhielten. Ob noch weitere Verteilungen
in dieſem Jahre ſtattfin können, ſteht derzeit noch garnicht feſt.

Dummer-JungenStreich. Jn vergangener Nacht wurden auf
die Schienen der Fernbahn in der Königſtraße drei Sprengkapfeln
gelegt, die beim Ueberfahren zur Exploſion gebracht wurden. Per-
u nd nicht zu Schaden gekommen. Die Täter ſind nicht er
mitte

Stadttheater. Heute, Dienstag, findet die erſte Aufführung in
Richard Wagners Bühnenfeſtſpiel Der Ring des Nibelungen mit der
Aufführung von Rheingold ſtatt. Die muſikaliſche Leitung hat FritzReiner, erſter Kapellmeiſter am Landestheater Dresden übernommen,

den Wotan ſingt Kammerſänger Friedrich Plaſchke, Dresden, den Loge
Kammerſänger Fritz Vogelſtrom, Dresden, den Faſolt Kammerſänger
Georg Zottmayr, Dresden, Fafner Hans Müller, Leipzig, Alberich
Ernſt Poſſony, Leipzig, Mime Eugen Albert, Leipzig, Erda Kammer-
ſängerin Frieda Schreiber, Leipzig. Mittwoch Stein unter Stejnen,
Schauſpiel von Sudermann. Unter der Spielleitung von Eugen
Teuſcher wirken mit die Damen Grawi, Debicke, Jonas und die Herren
Volke, Teuſcher, Rehbach, Wedding, Kriwat, Tiedemann, Lippert,
Schur und Schmaus. m Tr Die Walküre, Muſikaliſche Leitung

ritz Reiner, Dresden. Gäſte: Kammerſängerin Zdenka Faßbender-
Mottl, München, Lilly Hafgren-Waag, Berlin, Kammerſfängerin Frieda
Schreiber, Leipzig, Kammerſänger Friedrich Plaſchke, Dresden,
Kammerſänger Fritz Vogelſtrom, Dresden, Kammerſänger Georg

Dresden. Freitag r ds. Sonnabend Siegfried,
Muſikaliſche Leitung Fritz Reiner, Dresden. Gäſte Kammerſängerin
Zoenka FaßbenderMottl, München, Kammerſängerin Frieda Schreiber,
Leipzig, Kammerſänger Friedrich Plaſchke, Dresden, Kammerſänger
gris Vogelſtrom, Dresden, Kammerſänger Georg Zottmayer, Dresden,
Eugen Albert, Leipzig, Ernſt Poſſony, Leipzig. ie Aufführung der
er und des Siegfried beginnen ausnahmsweiſe um 6 Uhr
pünktlich.

Bruno Heydrichs Konſervaterium für Muſik und Theater. Die
Ferien haben am Montag, den 14. Juli, begonnen Wiederbeginn des
Unterrichts Montag, den 18. Auguſt. Anmeldungen werden auch
während der Ferien im Sekretariat von 9 bis 1 Uhr entgegen
genommen. Sprechſtunden des Direktors von 12 bis 1 Uhr.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

Kommuniſtiſche Partei Dentſchlund

(Spartakusbund). Aksgruppe Halle.
WMorgen, Mittwoch, abends 8 Ahr,

im „Volkspark“ (Turnhalle)

Warum ſind wir Kommuniſten?
Proletarierinnen und Proletarier, proteſtiert durch

Maſſenbeſuch gegen die Verdummungspolitik der
Bürgerlichen und Scheinſozialiſten. Freie Ausſprache.

fürſCeſne Wanze mehr w.

setzlich geschützat. Viele Danksehr. Doppelpack.
Mk. 2. Ausreichend für Zimmer u. Hetten.
Alleinverkauf: Drog. Karl Kuhnt. Gr. Vlrich-
strasse 51. Bei Eins. v. Mk. 2.40, od Postschbeckkonto
Berlin 31286 portofreie Zusendung dureh Herm.
A. Groesei., Berlin, Königgrätzer Str. 49. 1518

Wie neu bügeln

Austführl. Anweis.
Voreiusendung v. Mk. 1,60
Reichsgeld od. Briefm.
Bezahle Betranmieht voll. Erto

Adr. an G. Böhringer,
Findentels, Odw. Kek.
Bürgerm. Lindenfels. 1739

2. Sie Herren Beinkleider, cnur mit Kawmerfäger Berg's Nicodaal I und I zu erzielen. ohne irgendw. Kosten, An v I r ne er J 0 b
Jetzt beete Zeit zur Brutvernichtung. ohne Hiltfsmittel, ohne

Erfolg verblütfend. Kinderleieht anzuwenden Ge- irgendw. Besehädigung. und Geldſcheintaſche bitte ich, mir die Perſonal-
*775 ausweiſe und Militärpaß, da dieſe ihm nichts

nutzen können, unfrankiert und ohne Namensnennung
zurückzuſenden. Jnhalt der Geldſcheintaſche, ſowie
dieſe und die Brieftaſche mag er eventuell behalten

a Fritz Hoffmann, Leipzigerſtr. 56.

zurück, w.
Genaue

2 Stück

Hallesches

(gegr. 1874)

Adolf Brauer
Fernrut 2151. Grosse Närkerstr. 25

Meiner werten Kondsebaft in Stadt and Land, sowie
Geschaftafreunden zur
Nachrieht, dass iohn am

Grosse
Fenorbeastattangs-Inatitas

ersffne.
Gewissenhbafte
bidte ich, mein neues

Mit vorrüglicher Hochachtung
Adolf Brauer, Tichlemmehrter.

n aller Aufwräge

Erd- und Feuerhestattungs-Institut

allen

z 15. u cr. i a mann
Märleerstrasse 25

(dicht am Mark eine Möbel- und Sarg Fabrik nebst
2594

Das Ladengesehäft Breltestr. I6 besteht anveräenoert weiter.
ensichernd,

Internehmen vertrauensvoll zu understüäteen.

w0d. Kücheteinricgtungen

beſtehend aus 1 Schrank mit Meſſingverglaſung,
1 Tiſch,
1 Kohlenkaſten, 1 Topfbrett, 1 Handtuchhalter,

1 Klappvbank. 2 Stühle, Rahmen,
1 Fußbank (Handarbeit) zu verkaufen.

M. Böger, NMbeltiſchlere,
Dölau, Heideweg 19.

iſt nur zu hohen Preiſen zu haben.
Verwenden Sie mein

Hänäe-Reinigungs-Mittel,
reift die Haut nicht an, ſegt den Schmutz weg.
oſe mit 400 Gramm Jnhalt Mk. 2.75 ver Stück,

bei Mehrabn o iger. *1540MauxBuchmann, caeunsce u technischekrreugnise

Erfſurt, Albrechtstrasse 26.

4 Im Halle (Saale), Leipzigerstrasse 5 11
habe ich eine

Röntgen- Anstalt
für Haut- u. Tiefen-Bestrahlungen, Durch-
Ilenchtungen und Aufnahmen eingerichtet,

Spreechstunden 4 Ubr.
Fernruf 5075 und 312h (Wobnung).

1727

r

s

(Ecke Königstrusse)

Neu eröffnet!
zigarren Zigaretten

in allen Preislagen.
Spezialität; Schweizer Stumpen,

Hauptgeschàäft: Gr. Ulrichstr. 35.

Filiale: Merseburgerstr. 161
Ecke Xönigstrasse).

Karl Fehling.

ersehurgerstr. 161

M 4 3

Sämil Partelschrlkten en Buer

Pr. med. Hermann Kuhn.

WGelhte Cinlegerſn

ſofort geſucht.
Halliſche Genoſſenfchafts-Druckerei,

Harz 42-44. 2604
Tüchtlger Fellenschlelfer
für unſere Feilenfabrik, Weinheim in Baden, bei

gutem Lohn ver ſofort geſucht. 1721
Schriftliche Angebote an

A. Freymann Co., Abt. Feitenfabrilc,
Stutitgart.

Für unseren Kallherghau
ſuchen wir kräftige, nicht unter 20 Jahre alte

Förderleute
Adler- Kaliwerke A.-G.,

GOhbeorröblingen am See. *1718

Heimarbeit. *1725
aschinen Strickerin
ſucht H. Parreidt, Zörbig.

SDachdecker
ſtellt ſofort ein bei gutem Lohn und freier Mittagskoſt

Herm. Wolt, Miemberg.
7

Arbeitsmarkte

O Ein älter., tüchtiges

Mödchen
o

W für Küche und Haus
D geſucht. 2283
3 Vllig Prescher,
a Halle (Saale),

Waſchinenfabrik. C

LEILIILIIEILTI
Schubwacher fürWerdkſtatt

(Reparatur.)
2598 ſucht Geiſtſtr. 10.

Reuſtmödchen
geſucht. [*1738

Gaſtwirt Rüller,
Schraplau.

HNöhbel-Transporte

ſowie Spoditions-
ſauhren führt ſachgemäß
aus Alb. Ackermann,
Thomaſiusſtr. 15. Tel. 5643

Aufpolſternä
non Sofas u. Matratzen
Navue, Gr. Schloßgaſſe 5, I.

Deutscher

kienbanner-Verbapd,

Ortsgruppe Haſfe.

Am 12. Jnli verſtarb
unſer langiährig. Mit
glied, der Schloſſer

Euztav Zievemer.

Mit ihm iſt einer
unſerer älteſten und
treueſten Mitglieder
dahingegangen. 2601

Wir werden ſein An-
denken ſtets in Ehren
halten.
Die Ortsverwaltung.
Die Beerdigung findet

Dienstag nachm. 2 Uhr
von der Kapelle d. Süd-
fricedhof

o

Sonntag abend 11 Uhr
verſchied nach kurzem,
ſchweren Leiden meine
liebe Frau, unſere gute
Mutter, Großmutter,
Schwiegermutter und
Tante. *1745
franPatinelehmann

geb. Benanu
im faſt vollendeten
64. Lebensjahre.
Dies zeig.tiefbetrübt an
Wilh. Lehmann
nebſt Kindern und

Angehörigen.

s den14. Juli 1919.
Die Beerdigung

findet am Donnerstag,
nachm. 5 Uhr, ſtatt.

Per Tabak Mersehurg.
Ausſaat, Kultur, Ver-ſteuern, Ernten, Trocknen, Gasthof
Laugen Fermentieren,
Anfertigen von Zigarren,
Figaretlen, Rauch, Kau
und Schnupftabak l Mk.,

Nachnahme 1.35 Mk.

Der Splritus
Einf. Anleitung zur Er
pfing aus Kartoffeln,

bſi, Beeren. Wurzeln
uſw. und Bereitung von
Schnaps, Wein, Kognak,
Likören u. Trinkbranntw.
1 Mk., Nachn. 1.35 Mk.

Thüringer Hot
Fernſpr. 202,

Ecke Weißenfelſerſtr.,
Halteſtelle d. Fernbahnen.
Altbekanntes renamm.

u. S. P.-Lokal am Platze,
empf. ſeinen geräumigen

Saal, Garten, ſowie
Reſtaurat.- Lokalitäten

z. gefl. fleißigen Benutzung
Beide Heſte „!.80 Mk. auſs AngelegentliRachn. 2.20 Mk. 700 gelegentlichſte.

Angenechmſter *1476
Famlilien-Aufenthalt.

Einſtellung für mehrere
hundert Fahrräder.

Um geneigtes Wohlwollen
bittet Bruno Knoche,

RastedeoBauschule u
Melster-u. Polierkurae
Ausfuhrl. Vrogr. frei. 1728
weizen Stumpen,
Auslandswarce, a St55 Pf.
bei F. Rudloll, Taomsasiussir.

SKchwanzer Couttawe,

für gr. mittl. Figur z. verk.
HUarz 46 II. 2600

Mod. guterhalt. Kinder
wagen zuverkaulen *1731
Nietleben, Kröllwitzerſtr. 38.

Gartenbau,cht, per dchimeen,Ah

ren
Sobel

Stelnweg 43,
Gr. Ulrichstr. O,
Reillstrasse I.
Ammendorf

KRahnhoſsür. 8.
h

verk.

e

ſieframeenge

ſten tFriedrichſchwerz s i b en.
S Familien Nachrichten. W

Am Freitag, den 11. Jull, ſtarb plötzlich
S und unerwartet unſer Arbeitskollege

Herm. Relcherdt, Hobweibin,

1736 Ruhe fanft!
S Cewldmet von der Belegschaftcer

deutschen Crube el Bitterfeld.
e a

Nachruf.
Auf dem Schlachtfelde der Arbeit wurde

der Kamerad

Karl Brelle
am Miitwoch, den 9. Juli, während der
Ausübung ſeines Bergmannsberufes plötzlich
durch Hereinbrechen von ſchlemmendem Ge-
birge ein Opfer des Kapitals. *1737

Es ruft ihm ein Ruhe ſanft! nach
Die Arbeiterſchaft der Grube v. d. Hehdt.
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